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Der Senat von Berlin 
GPG – Krisenstab – 
Tel.: 9028 (928) 1825 
 
 
 
An das 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

über Senatskanzlei – G Sen – 
 
 
 
V o r l a g e 
 
– zur Kenntnisnahme – 

gemäß Artikel 64 Abs. 3 der Verfassung von Berlin 

über die Achte Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungsmaß-

nahmenverordnung 

 

 

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Abs. 3 der Verfassung von Berlin zur Kenntnis zu 

nehmen, dass der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat: 

 

Achte Verordnung  

zur Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung  

Vom 19. Mai 2020 

Aufgrund des § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 

das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) geändert worden 

ist, verordnet der Senat: 

Artikel 1 

Änderung der SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung 

Die SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmenverordnung vom 22. März 2020, verkündet am 

22. März 2020 nach § 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung von Gesetzen und 

Rechtsverordnungen vom 29. Januar 1953 (GVBl. S. 106), das zuletzt durch Gesetz vom 

9. November 1995 (GVBl. S. 764) geändert worden ist, zuletzt geändert durch Verordnung 

vom 12. Mai 2020 (GVBl. S. 316), wird wie folgt geändert: 
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1. § 4 Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Diese Anwesenheitsliste ist für die Dauer von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung 

aufzubewahren und der zuständigen Behörde auf Verlangen auszuhändigen, wenn bei 

einem der Teilnehmenden festgestellt wird, dass sie oder er im Zeitpunkt der Veranstaltung 

Ansteckungsverdächtige oder Ansteckungsverdächtiger im Sinne des Infektionsschutz-

gesetzes war.“ 

2. In § 7 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „förderungswürdigen“ gestrichen. 

3. § 19 wird wie folgt gefasst: 

„§ 19 

Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende; Beobachtung 

 

(1) Personen, die auf dem Land-, See-, oder Luftweg aus einem Staat außerhalb der 

Staatengruppe nach Absatz 4 in das Land Berlin einreisen, sind verpflichtet, sich 

unverzüglich nach der Einreise auf direktem Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine 

andere geeignete Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von 14 Tagen nach 

ihrer Einreise ständig dort abzusondern; dies gilt auch für Personen, die zunächst in ein 

anderes Land der Bundesrepublik Deutschland oder in einen anderen Staat der 

Staatengruppe nach Absatz 4 eingereist sind. Den in Satz 1 genannten Personen ist es in 

diesem Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem 

Hausstand angehören. 

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind verpflichtet, unverzüglich das für sie 

zuständige Gesundheitsamt zu kontaktieren und auf das Vorliegen der Verpflichtungen 

nach Absatz 1 hinzuweisen. Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind ferner 

verpflichtet, beim Auftreten von Krankheitssymptomen das zuständige Gesundheitsamt 

hierüber unverzüglich zu informieren. 

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen 

der Beobachtung durch das zuständige Gesundheitsamt. 

(4) Staatengruppe im Sinne der Absätze 1 bis 3 sind die Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union sowie Island, das Fürstentum Liechtenstein, Norwegen, die Schweiz und das 

Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Personen, die aus einem Staat innerhalb 

der Staatengruppe nach Absatz 4 einreisen, der laut Veröffentlichung des Robert-Koch-

Instituts nach den statistischen Auswertungen und Veröffentlichungen des European 

Center for Disease Prevention and Control (ECDC) insgesamt eine Neuinfiziertenzahl von 

mehr als 50 Fällen pro 100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern innerhalb der letzten 

sieben Tage aufweist.“ 
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4. § 20 wird wie folgt gefasst: 

„§ 20 

Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 

(1) Von § 19 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen,  

1. die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren und Güter auf der 

Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren,  

2. deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung  

a) der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens, einschließlich 

Pflegeeinrichtungen, und von weiteren kritischen Infrastrukturen,  

b) der öffentlichen Sicherheit und Ordnung,  

c) der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen,  

d) der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens,  

e) der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung, Regierung und Verwaltung des 

Bundes, der Länder und der Kommunen oder  

f) der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäischen Union und internationaler 

Organisationen  

zwingend notwendig ist; die zwingende Notwendigkeit ist durch den Dienstherrn oder 

Arbeitgeber zu prüfen und zu bescheinigen oder 

3. die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, 

Schiffs-, Bahn-, oder Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung von Flugzeugen, 

Schiffen, Bahnen oder Bussen außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten haben.  

Über Satz 1 hinaus kann das zuständige Gesundheitsamt in begründeten Einzelfällen auf 

Antrag weitere Befreiungen erteilen. In besonders dringenden Einzelfällen kann die für 

Gesundheit zuständige Senatsverwaltung die Befreiung nach Satz 2 erteilen; das 

zuständige Gesundheitsamt wird darüber informiert. 

(2) § 19 gilt nicht für Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen Arbeitsauf-

nahme in das Bundesgebiet einreisen (Saisonarbeitskräfte), wenn am Ort ihrer Unter-

bringung und ihrer Tätigkeit in den ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise gruppenbezogen 

betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb der 

Arbeitsgruppe ergriffen werden, die einer Absonderung nach § 19 Absatz 1 Satz 1 

vergleichbar sind, sowie das Verlassen der Unterbringung nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit 

gestattet ist. Der Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn beim zuständigen 

Gesundheitsamt an und dokumentiert die ergriffenen Maßnahmen nach Satz 1. Dieses hat 

die Einhaltung der Voraussetzungen nach Satz 1 zu überprüfen.  

(3) § 19 gilt nicht für Angehörige der Streitkräfte und Polizeivollzugsbeamtinnen und 

Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz und aus einsatzgleichen Verpflichtungen im 

Ausland zurückkehren.  
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(4) § 19 gilt nicht für Personen, die aus Staaten einreisen, für welche aufgrund belastbarer 

epidemiologischer Erkenntnisse durch das Robert Koch-Institut festgestellt wurde, dass das 

dortige Infektionsgeschehen eine Ansteckungsgefahr für den Einzelnen als gering 

erscheinen lässt.  

(5) § 19 gilt nicht für Personen, die nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland 

oder in das Land Berlin einreisen; diese haben das Gebiet des Landes Berlin auf direktem 

Weg zu verlassen. Die hierfür erforderliche Durchreise durch das Gebiet des Landes Berlin 

ist hierbei gestattet. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, soweit die dort bezeichneten Personen keine Symptome 

aufweisen, die auf eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der dafür jeweils aktuellen 

Kriterien des Robert-Koch-Instituts hinweisen.  

(7) § 19 Absatz 2 gilt nicht für Personen, die sich nach ihrer Einreise in das Land Berlin 

unmittelbar in staatlicher Unterbringung befinden. Die Unterbringung in behördlicher 

Betreuung hat unter Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Metern und der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 und der Vorgaben der für Gesundheit zuständigen 

Senatsverwaltung und des jeweils zuständigen Gesundheitsamtes zu erfolgen. Diese 

Regelung gilt nur, soweit die Verpflichtungen nach § 19 Absatz 2 durch eine andere Stelle 

wahrgenommen werden.“ 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 19. Mai 2020 in Kraft.  

A. Begründung:  

a) Allgemeines: 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 stellt die gesamte Gesellschaft und das 

Gesundheitssystem vor enorme Herausforderungen. Es besteht weltweit, deutschland- und 

berlinweit eine sehr dynamische und ernstzunehmende Gefährdungslage für die 

Bevölkerung. Die Weltgesundheitsorganisation hat die Ausbreitung des Virus und die 

dadurch hervorgerufene Erkrankung COVID-19 am 11. März 2020 als Pandemie eingestuft. 

Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland wird derzeit insgesamt 

als hoch eingeschätzt. Besonders ältere Menschen und solche mit vorbestehenden 

Grunderkrankungen sind von schweren Krankheitsverläufen betroffen und können an 

COVID-19 sterben. Da derzeit weder eine Impfung noch eine spezifische Therapie zur 

Verfügung stehen, müssen alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen werden, um die weitere 

Ausbreitung des Virus zu verzögern. Ziel ist es, durch eine weitgehende Eindämmung der 

Virusausbreitung eine Verlangsamung des Infektionsgeschehens zu erreichen und damit 

die Belastung für das Gesundheitswesen insgesamt zu reduzieren. Belastungsspitzen 

sollen vermieden und die bestmögliche medizinische Versorgung für die gesamte 

Bevölkerung sichergestellt werden. 
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Der Hauptübertragungsweg von SARS-CoV-2 in der Bevölkerung scheint die Tröpfchen-

infektion zu sein. Durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch 

infizierte Personen kommt es zu Übertragungen von Mensch zu Mensch. Übertragungen 

kommen im privaten und beruflichen Umfeld, aber auch bei Veranstaltungen und 

Ansammlungen von Menschen vor. Bei Veranstaltungen oder Ansammlungen von 

Menschen kann es zu einer Vielzahl von Übertragungen von SARS-CoV-2 kommen. 

Zugleich müssen die Schutzmaßnahmen angemessen gestaltet sein. Dabei sind die 

unterschiedlichen Gewährleistungsgehalte und Verhältnismäßigkeitsanforderungen der 

verschiedenen betroffenen Grundrechte zu beachten, insbesondere, wenn diese in ihrem 

Kerngehalt berührt oder vorbehaltlos gewährleistet sind.  

Mit zunehmender Stabilisierung der Epidemie und steigendem Verständnis in der 

Bevölkerung für die Wichtigkeit hygienischer Maßnahmen kann dabei tendenziell auf sehr 

einschneidende Schutzmaßnahmen verzichtet werden. Daher greift die Verordnung 

teilweise auf eine zeitlich staffelnde Regelung zurück, nach der eine Handlungsfreiheit 

eröffnende Regelung erst ab einem mehrere Tage in der Zukunft liegenden Datum wirksam 

werden. Dabei ist zu beachten, dass bei einer Zunahme der Zahl der Neuerkrankungen und 

anderer epidemiologischer Parameter die Notwendigkeit zu einer erneuten Einführung 

restriktiverer Maßnahmen kommen kann.  

Die Regelungen der §§ 1 bis 4 in Teil 1 „Allgemeine Verhaltensregeln“ stehen übergreifend 

allgemein zu in den Teilen 2 bis 6 in den Blick genommenen Teilbereichen des 

gesellschaftlichen Lebens und deren Spezialregelungen. 

b) Einzelbegründung: 

1. Zu Nummer 1:  

Die Änderung dient der Klarstellung. Im Lichte der verfassungsrechtlich garantierten 

Versammlungsfreiheit darf die Herausgabe der Anwesenheitsliste durch die 

zuständige Behörde nur gefordert werden, wenn dies zum Schutz der Gesundheit 

der Bevölkerung erforderlich ist. 

2. Zu Nummer 2:  

Die Änderung dient der Klarstellung. 

3. Zu Nummer 3:  

Zu § 19: 

Mit Hilfe zum Teil einschneidender Maßnahmen ist es Deutschland und den anderen 

Staaten der Europäischen Union bzw. des Schengen-Raumes gelungen, die Zahl 

der Neuinfektionen mit dem neuartigen Coronavirus (SARS-CoV-2) zu verringern. 

Da nach wie vor weder ein Impfstoff noch eine wirksame Therapie zur Verfügung 

stehen, besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektionsgeschehens mit 

erheblichen Folgen für Leben und Gesundheit der Bevölkerung und einer möglichen 
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Überforderung des Gesundheitssystems unvermindert fort. Nach der Risiko-

bewertung des Robert Koch-Instituts handelt es sich weltweit und in Deutschland 

nach wie vor um eine dynamische und ernst zu nehmende Situation, die Gefährdung 

für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland wird nach wie vor insgesamt als 

hoch, für Risikogruppen als sehr hoch eingeschätzt. Oberstes Ziel ist es daher nach 

wie vor, die weitere Verbreitung des Coronavirus so beherrschbar zu halten, dass 

eine Überlastung des Gesundheitssystems auch in Zukunft insgesamt vermieden 

wird und die medizinische Versorgung bundesweit sichergestellt bleibt. Erfahrungen 

anderer Staaten wie der USA, Italien, Frankreich oder Spanien mit rasch 

zunehmenden Infiziertenzahlen und einer sehr hohen Zahl schwerer Krankheits-

verläufe mit Bedarf an intensivmedizinischer Behandlung sind unbedingt zu 

vermeiden. Um dieses Ziel zu erreichen, bestehen bundesweit nach wie vor 

erhebliche Kontaktbeschränkungen und andere Einschränkungen des öffentlichen 

Lebens auch in elementaren Bereichen wie Schulbesuch und Kinderbetreuung fort. 

Im Alltag sind umfassende Hygieneauflagen Pflicht, das öffentliche Leben ist trotz 

jüngster Lockerungen weit von der Normalität entfernt. Zur Absicherung des mit 

hohem Einsatz und erheblicher Belastung der Bevölkerung erreichten, zurzeit 

vergleichsweise überschaubaren Infektionsgeschehens in Deutschland muss 

zusätzlich zu den geltenden Einschränkungen im Inland sichergestellt werden, dass 

nicht durch Einreisen in die Bundesrepublik Deutschland neue Impulse für das 

inländische Infektionsgeschehen geschaffen werden und – wie schon einmal zu 

Beginn der Epidemie – neue Infektionsherde durch Einreisen entstehen. Dies 

entspricht der Einschätzung des Europäischen Rates, der Einreisebeschränkungen 

in die EU vorläufig bis zum 15. Juni 2020 beschlossen hat. Innerhalb der 

Europäischen Union werden die COVID19-bedingten Reisebeschränkungen auf der 

Grundlage gemeinsamer Beschlüsse nur stufenweise und in engen Absprachen 

benachbarter Staaten gelockert, zum Teil werden sogar Einreise-Quarantäne-

Pflichten als Korrelat zur Lockerung von Ausgangsbeschränkungen neu eingeführt. 

Dass diese Vorsichtsmaßnahmen trotz des engen und vertrauensvollen Austauschs 

der Mitgliedsstaaten untereinander, eines gemeinsamen COVID19-Meldewesens, 

eines dem Grunde nach weitgehend vergleichbaren Instrumentenkastens zur 

Eindämmung der Pandemie im jeweiligen Land in einem gemeinsamen Risikoraum 

erforderlich sind, zeigt den nach wie vor bestehenden Ernst der Lage. Da eine 

individuelle Überprüfung der im außereuropäischen Ausland geltenden COVID-19-

Präventionsmaßnahmen und deren Einhaltung einschließlich Vergleich mit den 

deutschen bzw. europäischen Standards sowie die Überprüfung weiterer Infektions-

risiken auf den Reiserouten nicht möglich oder nicht mit verhältnismäßigem Aufwand 

leistbar ist, muss es in Bezug auf sog. Drittstaaten bei einer pauschalierenden und 

typisierenden Betrachtung bleiben. Aufgrund des nach wie vor dynamischen 

Infektionsgeschehens können sich weltweit Staaten oder einzelne Regionen in 

kürzester Zeit und von außen nicht erkennbar zu Infektionsherden entwickeln. Eine 

zahlenbasierte und aktuelle Nachverfolgung solcher Entwicklungen ist außerhalb der 

Europäischen Union und der Schengen-assoziierten Staaten nur bedingt möglich. 

Aus Gründen der Kontrollierbarkeit und Praktikabilität ist daher eine pauschale 

14-tägige Anpassungsphase durch häusliche Absonderung für Einreisende aus 
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Drittstaaten weiterhin notwendig, um die in Deutschland – und mit Blick auf die 

Lockerungen im EU-Raum auch in den anderen EU-Staaten – bereits ergriffenen 

Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des Coronavirus nicht zu gefährden. 

Hiermit wird die aus Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes folgende 

Schutzpflicht für Leben und körperliche Unversehrtheit zugunsten der Bürgerinnen 

und Bürger im Rahmen des bestehenden Einschätzungsspielraums wahr-

genommen. Da die weltweite epidemische Gefahrenlage fortbesteht, die durch 

erhebliche Ungewissheiten und sich ständig weiterentwickelnde fachliche 

Erkenntnisse geprägt ist, ist diese Maßnahme vor dem Hintergrund einer potentiell 

tödlich verlaufenden Viruserkrankung auch nach einer neuen, aktuellen 

Lagebewertung im Hinblick auf Einreisende aus Drittstatten weiterhin angemessen. 

Vergleichbare Regelungsansätze, die der Eindämmung der Coronavirus-Pandemie 

dienen, werden derzeit von einer Vielzahl von Staaten weltweit umgesetzt. 

Am 11. März 2020 wurde die Ausbreitung des Coronavirus von der Weltgesundheits-

organisation WHO zur Pandemie erklärt. Auch nach Einschätzung des Robert Koch-

Instituts gibt es in einer erheblichen Anzahl von Staaten Ausbrüche mit zum Teil sehr 

großen Fallzahlen; von anderen Staaten sind die genauen Fallzahlen nicht bekannt. 

Jedenfalls sind nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation (WHO) mittlerweile 

215 Staaten von einem Ausbruch des Coronavirus betroffen (Stand: 13. Mai 2020). 

Ein Übertragungsrisiko besteht angesichts des hochdynamischen, exponentiell 

verlaufenden Infektionsgeschehens in einer unübersehbaren Anzahl von Regionen 

weltweit. Während in einigen Regionen der Welt die Infektionszahlen weiter steigen, 

zeigt sich, dass die in Europa ergriffenen, weitreichenden Maßnahmen Wirkung 

entfalten und die Infektionszahlen stetig sinken. Zwischen den EU-Mitgliedstaaten, 

den Schengen-assoziierten Staaten (Island, dem Fürstentum Liechtenstein, 

Norwegen, Schweiz) sowie dem Vereinigten Königreich von Großbritannien und 

Nordirland besteht ein regelmäßiger Informationsfluss zu den ergriffenen 

Maßnahmen. Somit liegen detaillierte Erkenntnisse über das Infektionsgeschehen in 

diesen Staaten vor, die eine auf Tatsachen basierende Beurteilung der 

Ansteckungswahrscheinlichkeit ermöglichen. Aufgrund des dortigen, verlangsamten 

Infektionsgeschehens ist die Anordnung einer häuslichen Quarantäne bei Personen 

aus dem EU- und Schengenraum nicht mehr erforderlich. Eine vergleichbare 

Erkenntnislage ist in Bezug auf Drittstaaten nicht gegeben, da ein entsprechender 

institutionalisierter Informationsaustausch nicht erfolgt. Von einigen Staaten sind 

sehr gravierende Ausbruchsgeschehen bekannt. Allerdings können die ergriffenen 

Maßnahmen nicht verlässlich beurteilt werden. Bei anderen Staaten fehlt es schon 

an belastbaren Erkenntnissen über die epidemiologische Lage. Deshalb liegt vor 

dem Hintergrund der weltweiten Pandemie für Einreisende aus diesen Staaten nahe, 

dass sie Krankheitserreger aufgenommen haben und sich deshalb absondern 

müssen, um die Schaffung neuer Infektionsherde zu verhindern. Die möglicherweise 

eintretenden Schäden durch eine Einreise aus Drittstaaten ohne anschließende 

Absonderung können folgenschwer und gravierend sein. Zur Vermeidung eines 

erneuten Anstiegs der Infektionszahlen in der Bundesrepublik durch eine 

unkontrollierte und ungesteuerte Einreise sich bis dato in Drittstaaten befindlicher, 
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ansteckungsverdächtiger Personen, müssen diese Ein- und Rückreisende für 

14 Tage abgesondert werden. 

Zu Absatz 1: 

Ein- und Rückreisende aus Drittstaaten – ungeachtet der Frage, ob die Einreise über 

den Luft-, Land-, oder Seeweg erfolgt – sind verpflichtet, sich abzusondern. Oberstes 

Ziel ist es, die weitere Verbreitung des Coronavirus zu verlangsamen, um eine 

Überlastung des Gesundheitssystems insgesamt zu vermeiden und die medizinische 

Versorgung bundesweit sicherzustellen. Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es einer 

Absonderung der in die Bundesrepublik Deutschland Ein- und Rückreisender aus 

Drittstaaten, da eine hinreichende Wahrscheinlichkeit eines Kontakts mit dem 

Krankheitserreger besteht, die Schutzmaßnahmen zur Eindämmung der Verbreitung 

des Coronavirus erforderlich machen. Gemessen am Gefährdungsgrad des 

hochansteckenden Coronavirus, das bei einer Infektion zu einer tödlich verlaufenden 

Erkrankung führen kann, genügt daher bereits die vergleichsweise geringe 

Wahrscheinlichkeit eines infektionsrelevanten Kontakts (vgl. BVerwG, Urt. v. 

22. März 2012, 3 C 16/16). Nach § 2 Nummer 1 des Infektionsschutzgesetzes ist 

eine Person ansteckungsverdächtig, von der anzunehmen ist, dass sie 

Krankheitserreger aufgenommen hat, ohne krank, krankheitsverdächtig oder 

Ausscheider zu sein. Aufgrund der Vielzahl von Infektionen weltweit, der Tatsache, 

dass ein Übertragungsrisiko in einer unübersehbaren Anzahl von Regionen besteht, 

des dynamischen Charakters des Virus und der damit verbundenen Ungewissheit 

hinsichtlich konkreter Infektionsgeschehen, besteht eine gegenüber dem Inland 

deutlich erhöhte Wahrscheinlichkeit, dass eine Person, die aus einem Drittstaat in 

das Bundesgebiet einreist, Krankheitserreger aufgenommen hat. Der 

Verordnungsgeber ist vorliegend aus der grundrechtlichen Schutzpflicht aus Artikel 2 

Absatz 2 Satz 1 GG für Leben und körperliche Unversehrtheit verpflichtet, 

Maßnahmen zum Schutz dieses Rechtsguts zu ergreifen. Hierbei kommt ihm 

angesichts der nach wie vor ungewissen und sich dynamisch verändernden 

Gefahrenlage ein weiter Einschätzungs-, Wertungs- und Gestaltungsspielraum zu. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass den zuständigen inländischen Behörden eine 

hinreichend valide und sichere Beurteilung der Umstände eines Aufenthalts im 

außereuropäischen Ausland einschließlich einer unter Umständen längeren und 

aufwändigeren Reise in Anbetracht der Vielgestaltigkeit der potentiell zu 

beurteilenden Lebenssachverhalte im Wesentlichen anhand der Angaben eines 

Betroffenen mit vertretbarem Aufwand in der Regel nicht möglich ist. Schon die 

Rückverfolgung von Infektionsketten im Inland zeigt, wie schwierig eine vollständige 

Erfassung aller relevanten Umstände ist. Sollte dies für einen ausländischen Staat 

aufgrund belastbarer epidemiologischer Erkenntnisse anders und eine individuelle 

Ansteckungswahrscheinlichkeit als gering einzuschätzen sein, greift der 

Ausnahmetatbestand nach Absatz 4. Eine Absonderung in der eigenen Häuslichkeit 

oder einer anderen geeigneten Unterkunft ist in diesen Fällen geeignet und 

erforderlich. Ein ungeregelter Aufenthalt nach Einreise von Personen, bei denen 

nicht gewährleistet ist, dass sie während ihres Auslandsaufenthalts und während 

ihrer Reise denselben strengen Beschränkungen unterlagen, die in der 
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Bundesrepublik Deutschland, den anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 

Island, Norwegen, dem Fürstentum Liechtenstein, der Schweiz oder im Vereinigten 

Königreich von Großbritannien und Nordirland (Staatengruppe nach Absatz 4) 

gelten, muss verhindert werden. 

Im internationalen Reiseverkehr kommt es in aller Regel zu einer Bündelung von 

Reisenden, wobei Personen aus unterschiedlichsten Orten und über 

unterschiedlichste Wege aufeinandertreffen. Bereits die WHO geht mit Blick auf die 

Flugreise unter Berücksichtigung der weltweiten Ausbreitung von COVID-19 und der 

Tatsache, dass unterschiedliche Menschen mit sowohl individuell als auch regional 

unterschiedlichem Infektionsrisiko zusammenkommen, davon aus, dass sich jeweils 

auch Personen mit sehr hohem Ansteckungsrisiko an Bord des Flugzeuges 

befinden. Eine Übertragung kann – insbesondere unter der Berücksichtigung der 

Vielzahl von Personen mit keinen oder wenigen Symptomen – somit nicht 

ausgeschlossen werden. Diese Einschätzung lässt sich auch auf den Bahn-, Bus- 

und Schiffverkehr erstrecken. 

Letztlich ist aber auch bei einer sicheren Einreise der Schutz für die Bevölkerung der 

Bundesrepublik nicht ausreichend gewährleistet. Schließlich ist nicht überprüfbar, ob 

sich die einreisende Person im Vorfeld an einem Ort aufgehalten hat, an dem ähnlich 

weitreichende Maßnahmen wie in Deutschland gelten, und ob das in der 

einreisenden Person bestehende Infektionsrisiko somit mit dem in der 

Bundesrepublik bestehenden Infektionsrisiko vergleichbar ist. 

Um eine weitere Ausbreitung von COVID-19 in der Bundesrepublik einzudämmen, 

ist die Anordnung einer an die Einreise anschließenden Quarantäne verhältnis-

mäßig. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die aktuelle Pandemielage in 

vergleichbarer Weise noch nie aufgetreten ist, so dass eine Prognose der weiteren 

Entwicklung wie auch ein Rückgriff auf Erfahrungswerte nicht möglich ist. Es handelt 

sich vorliegend um eine Krankheit, welche welt-, bundes- und landesweit auftritt und 

sich sehr schnell ausbreitet. Es liegt eine dynamische und ernst zu nehmende 

Situation vor, insbesondere da bei einem Teil der Fälle die Krankheitsverläufe 

schwer sind und es auch zu tödlichen Krankheitsverläufen kommt. In Anbetracht der 

Dringlichkeit, eine Bekämpfungsstrategie zu entwickeln, bleibt derzeit weder Zeit 

noch eine tatsächliche Möglichkeit zu einer vorherigen gründlichen Evaluation der 

Wirksamkeit der bisher eingesetzten Mittel. Folge dessen ist ein weitreichender 

Einschätzungsspielraum, auch in Anbetracht der zu schützenden hochwertigen 

Individualrechtsgüter Gesundheit und Leben sowie der Funktionsfähigkeit des 

Gesundheitssystems als solchem. 

Die in Satz 1 genannten Personen sind verpflichtet, sich unverzüglich nach der 

Einreise auf direktem Weg in ihre eigene Häuslichkeit oder eine andere geeignete 

Unterkunft zu begeben und sich für einen Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise 

ständig dort abzusondern. 

Die eigene Häuslichkeit ist die Meldeadresse des Erst- oder Zweitwohnsitzes. Soweit 

die einreisende Person in der Bundesrepublik nicht gemeldet ist, hat sie sich in eine 

andere geeignete Unterkunft zu begeben. Es muss sich hierbei um eine feste 
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Anschrift handeln, die gezielt aufgesucht werden kann und in der es möglich und 

durchsetzbar ist, sich für 14 Tage aufzuhalten. Für Asylsuchende kann diese 

Unterkunft auch in der zuständigen Aufnahmeeinrichtung liegen. Für Spätaussiedler 

ist dies grundsätzlich der Ort, in dem sie nach Verteilung aufgenommen werden. 

Den in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen ist es in der Zeit der Absonderung nicht 

gestattet, Besuch von Personen zu empfangen, die nicht ihrem Hausstand 

angehören. Der Empfang von Besuch würde dem Sinn und Zweck der Absonderung 

und dem Ziel, die Verbreitung des Coronavirus zu verlangsamen, zuwiderlaufen. 

Unter einem Besuch wird hierbei nicht der Aufenthalt in der Häuslichkeit oder 

Unterkunft von Personen verstanden, die diese aus triftigen Gründen betreten 

müssen. Solch ein triftiger Grund liegt beispielsweise in der Pflege einer im Haushalt 

lebenden Person. 

Zu Absatz 2: 

Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen haben die das für sie zuständige 

Gesundheitsamt am Wohnort oder der Unterkunft, unverzüglich über das Vorliegen 

der Verpflichtungen in Absatz 1 zu informieren. Eine Kontaktaufnahme kann 

schriftlich oder mündlich, insbesondere per E-Mail oder Telefon erfolgen. Soweit das 

zuständige Gesundheitsamt nicht am Tag der Anordnung erreicht werden konnte, 

hat ein weiterer Versuch der Kontaktaufnahme an den darauffolgenden Tagen zu 

erfolgen, solange, bis das zuständige Gesundheitsamt erreicht werden konnte. Das 

Verlassen der eigenen Häuslichkeit oder Unterkunft ist während dieser Zeit nicht 

gestattet. Werden Krankheitssymptome festgestellt, so muss das zuständige 

Gesundheitsamt auch hierüber unverzüglich in Kenntnis gesetzt werden. Das 

zuständige Gesundheitsamt entscheidet sodann über das weitere Verfahren und 

übernimmt insbesondere die Überwachung der abgesonderten Person für die Zeit 

der Absonderung. 

Zu Absatz 3: 

Das zuständige Gesundheitsamt entscheidet über das weitere Verfahren und 

übernimmt insbesondere die Überwachung der abgesonderten Person für die Zeit 

der Absonderung. 

Zu Absatz 4:  

Die Staatengruppe umfasst nach der Definition in Absatz 4 die Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union, Island, Norwegen, das Fürstentum Liechtenstein, die Schweiz 

und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland. 

Zu Absatz 5: 

Absatz 5 ordnet die Anwendung der Absätze 1 bis 3 und damit die Pflicht zur 

häuslichen Quarantäne für diejenigen Personen an, die aus einem Staat innerhalb 

der Staatengruppe nach Absatz 4 einreisen, der laut Veröffentlichung des 

Robert-Koch-Instituts nach den statistischen Auswertungen und Veröffentlichungen 
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des European Center for Disease Prevention and Control (ECDC) eine 

Neuinfiziertenzahl im Verhältnis zur Bevölkerung von mehr als 50 Fällen pro 100 000 

Einwohner kumulativ in den letzten sieben Tagen aufweist. In diesen Fällen ist von 

einem erhöhten Infektionsrisiko auszugehen, weil die Anzahl an Neuinfektionen 

Rückschlüsse auf die Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 erlaubt. 

4. Zu Nummer 4:  

Zu § 20: 

Zu Absatz 1: 

Zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit und unter Berücksichtigung öffentlicher 

Interessen bedarf es Ausnahmen von der Quarantäneverpflichtung, die vorliegend 

nur anhand von Typisierungen vorgenommen werden können. Es handelt sich um 

für das Funktionieren des Gemeinwesens zwingende Ausnahmen. Auch hier ist der 

Verordnungsgeber befugt, zu generalisieren und zu typisieren; damit mögliche im 

Einzelfall verbundene Härten sind auch nach dem Maßstab des allgemeinen 

Gleichheitssatzes hinzunehmen. 

Zu Nummer 1: 

Von § 19 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Personen, die beruflich bedingt 

grenzüberschreitend Personen, Waren und Güter auf der Straße, der Schiene, per 

Schiff oder per Flugzeug transportieren und demzufolge nach Deutschland ein- oder 

ausreisen. Die Tätigkeit sämtlicher Personen, die die Bundesrepublik mit Waren für 

den täglichen Lebensbedarf, zur Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens, also 

insbesondere Lebensmittel, Getränke und Haushaltswaren, sowie jegliche Art von 

Medizinprodukten beliefern, sind jedenfalls hiervon umfasst. 

Zu Nummer 2: 

Ebenfalls nicht erfasst sind Personen, deren Tätigkeit zur Aufrechterhaltung der 

Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens (inklusive der Pflege), der öffentlichen 

Sicherheit und Ordnung, der Pflege diplomatischer und konsularischer Beziehungen, 

der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens und von Volksvertretung, Regierung und 

Verwaltung des Bundes, der Länder und der Kommunen sowie der Funktions-

fähigkeit der Organe der Europäischen Union und internationaler Organisationen 

zwingend notwendig ist, wobei die zwingende Notwendigkeit durch den Dienstherrn 

oder Arbeitgeber zu prüfen und zu bescheinigen ist. Die entsprechende 

Bescheinigung hat die betroffene Person bei sich zu tragen, um die für ihn geltende 

Ausnahme im Falle der Kontrolle glaubhaft machen zu können. Hiervon sind 

insbesondere Angehörige des Polizeivollzugsdienstes und der Feuerwehr sowie des 

Rettungsdienstes, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Gesundheitsdienstes, 

Ärztinnen und Ärzte sowie Pflegerinnen und Pfleger, Richterinnen und Richter sowie 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie 

Bedienstete des Justiz- und Maßregelvollzugs erfasst. 
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Zu Nummer 3: 

Auch Personen, die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn-, oder Busverkehrsunternehmen oder als 

Besatzung von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen im Ausland aufgehalten 

haben, werden von § 19 Absatz 1 nicht erfasst. Gleiches gilt für Flugbegleiterinnen 

und Flugbegleiter nach § 4a des Bundespolizeigesetzes und für sogenannte 

Personenbegleiter Luft. Dies ist erforderlich zur Aufrechterhaltung systemrelevanter 

Infrastruktur für das Gemeinwesen.  

Das zuständige Gesundheitsamt kann auf Antrag im begründeten Einzelfall über die 

in Nummern 1 bis 3 genannten Ausnahmen hinaus Befreiungen von der Pflicht zur 

häuslichen Quarantäne erteilen. In besonders dringenden Einzelfällen kann die für 

Gesundheit zuständige Senatsverwaltung auch die Befreiung erteilen. Das 

zuständige Gesundheitsamt wird in diesem Fall darüber informiert. Solche 

Befreiungen sind insbesondere dann zuzulassen, wenn ein triftiger beruflicher oder 

persönlicher Grund vorliegt. Als besonderer medizinisch angezeigter Ausnahme-

grund kann insbesondere der Nachweis eines negativen COVID-19-Test-

ergebnisses, der dem aktuellen Stand von Wissenschaft und Forschung entspricht, 

in Betracht kommen. Voraussetzung ist, dass die einreisende Person keine 

Symptome aufweist, die auf COVID-19 hindeuten.  

Zu Absatz 2: 

Saisonarbeitskräfte unterfallen nicht der Absonderungspflicht nach § 19 Absatz 1, 

wenn der Gesundheitsschutz im Betrieb und in der Unterkunft sichergestellt ist. Der 

Wortlaut des § 20 Absatz 2 sieht eine Beschränkung auf bestimmte Tätigkeiten nicht 

vor. Als „Saisonarbeitskräfte“ können daher auch Personen im Rahmen eines 

Subunternehmervertrages (Werkvertrag) in die Bundesrepublik Deutschland 

einreisen, wenn die weiteren Voraussetzungen des § 20 Absatz 2 vorliegen (mind. 

drei Wochen Aufenthalt; Unterbringung in entsprechender Unterkunft, vorherige 

Anzeige der Arbeitsaufnahme usw.). Ob die ausgeübte Tätigkeit in der Land-

wirtschaft (sog. Erntehelfer) oder im Bau- oder Pflegegewerbe o. ä. ausgeübt wird, 

ist für die Ausnahmeregelung des § 20 Absatz 2 unbeachtlich. 

In die Bundesrepublik Deutschland eingereiste Saisonarbeitskräfte sind in den ersten 

14 Tagen nach ihrer Einreise strikt von den sonstigen Beschäftigten zu trennen. Dies 

gilt sowohl für die Arbeitsstätte wie auch für die Unterkunft. Es sind also möglichst 

kleine Arbeitsgruppen zu bilden (5–10 Personen); innerhalb der ersten 14 Tage darf 

ein Kontakt ausschließlich innerhalb dieser Gruppe stattfinden. Ein Verlassen der 

Unterkunft ist nur zur Ausübung der Tätigkeit gestattet. Ferner darf auch in der 

Freizeit kein Kontakt zu den sonstigen Beschäftigten des Betriebes stattfinden. Bei 

einer gruppenbezogenen Unterbringung ist das Abstandsgebot einzuhalten und die 

Unterbringung möglichst in Einzelzimmern zu gewährleisten, höchstens ist jedoch 

die Hälfte der üblichen Belegung zulässig. 

Es sind strenge Hygienemaßnahmen einzuhalten – diese betreffen etwa die 

Einhaltung eines Mindestabstandes von 2 Meter oder die Verwendung von 
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persönlicher Schutzausrüstung während der Tätigkeit sowie die ausreichende 

Ausstattung des jeweiligen Betriebs mit Hygieneartikeln wie Desinfektionsmitteln und 

Seife. 

Die Einhaltung dieser oder vergleichbarer strenger Maßnahmen zur Kontakt-

vermeidung und Sicherstellung von Hygiene rechtfertigen die Ausnahme von der 

Absonderungspflicht nach § 19 Absatz 1. Es ist sicherzustellen, dass in den ersten 

14 Tagen nach Einreise kein Kontakt zu Menschen außerhalb der eigenen Arbeits-

gruppe stattfindet. Hierdurch wird das Infektionsrisiko auf diejenigen beschränkt, mit 

denen auch bereits die Einreise stattgefunden hat. Ein Infektionsrisiko für Dritte und 

damit eine Ausweitung des Ansteckungsrisikos kann damit begrenzt werden. 

Die Arbeitgeber haben die zuständige (Gesundheits-)Behörde über die Aufnahme 

der Saisonarbeit zu informieren und die getroffenen Hygiene- und sonstigen 

Maßnahmen zu dokumentieren. 

Zu Absatz 3: 

Die Verpflichtungen nach § 19 Absatz 1 gelten nicht für Angehörige der Streitkräfte 

und Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz und aus einsatzgleichen 

Verpflichtungen im Ausland zurückkehren. Für Streitkräfte, die aus dem 

Auslandseinsatz zurückkehren, gelten die speziellen Dienstvorschriften zur Um-

setzung der Erfordernisse des Infektionsschutz-gesetzes des Bundesministeriums 

der Verteidigung (BMVg). Diese Vorschriften sehen dem Wirkungsgehalt des 

Infektionsschutzgesetzes entsprechende Maßnahmen vor. So gelten spezielle 

Schutzmaßnahmen für alle im Einsatzgebiet Tätige, eine Teilnahme am öffentlichen 

Leben ist in der Regel ausgeschlossen und selbst Transport erfolgt gegenwärtig über 

Charterflugzeuge. 

Polizeivollzugsbeamte, die aus einem Einsatz oder einer einsatzgleichen 

Verpflichtung aus dem Ausland zurückkehren, sind den Streitkräften gleichzusetzen, 

da entsprechende Vorschriften auch für diese gelten und die Streitkräfte und 

Polizeivollzugsbeamten in aller Regel über denselben Mandatsträger im selben 

Einsatzgebiet tätig werden, in derselben Unterbringung hausen und somit auch 

denselben Schutzmaßnahmen unterworfen sind. Vergleichbares gilt für 

Flugbegleiterinnen und Flugbegleiter nach § 4a des Bundespolizeigesetzes und für 

sogenannte Personenbegleiter Luft. 

Zu Absatz 4: 

Absatz 4 regelt Ausnahmen für Einreisende aus bestimmten Staaten. Erfasst sind 

Staaten, in denen das Infektionsgeschehen so moderat ist, dass eine Ansteckungs-

gefahr für den Einzelnen gering ist. Maßgeblich ist hierfür eine entsprechende 

Feststellung des Robert Koch-Instituts. Dies erfolgt unter Berücksichtigung 

sämtlicher verfügbarer und geeigneter Erkenntnisquellen (z. B. Daten und 

Erkenntnissen des European Centre for Disease Prevention and Control – ECDC). 

Derartige Feststellungen des Robert Koch-Instituts werden den Ländern und der 

Öffentlichkeit auf geeignete Weise bekannt gemacht. Für Einreisende aus diesen 
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Staaten ist die Ansteckungsgefahr bei ihrem Auslandsaufenthalt so gering gewesen, 

dass eine pauschale Einordnung aller Eireisenden als Ansteckungsverdächtige nicht 

gerechtfertigt werden kann. Dies gilt nur für Personen, die keine Symptome für eine 

Erkrankung mit COVID-19 aufweisen, da es anderenfalls selbst bei geringem 

Infektionsgeschehen in diesem Staat wiederum hinreichend wahrscheinlich ist, dass 

die Person sich infiziert hat.  

Zu Absatz 5: 

Personen, die nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland oder in das 

Land Berlin einreisen, werden ebenfalls nicht von § 19 Absatz 1 Satz 1 erfasst. Diese 

Personen sind verpflichtet, das Gebiet des Landes Berlin unverzüglich auf 

unmittelbarem Weg zu verlassen, wobei die hierfür erforderliche Durchreise gestattet 

ist. 

Zu Absatz 6: 

Für sämtliche von den Ausnahmen der Absätze 1 bis 5 erfassten Personen ist 

erforderlich, dass sie keine Symptome aufweisen, die auf eine Erkrankung mit 

COVID-19 hinweisen. Besteht ein Symptom, wie z. B. Husten, das zwar grund-

sätzlich als Krankheitssymptom für COVID-19 eingestuft wird, dieser Husten aber 

aufgrund einer Asthma-Erkrankung besteht, schließt dieses Symptom die 

Ausnahmeerfassung nicht aus. 

Zu Absatz 7: 

Die Unterbringung von Asylbewerbern ist grundsätzlich Staatsaufgabe und wird von 

einer Landesbehörde wahrgenommen. Sie erfolgt nach der Maßgabe des 

Asylgesetzes zum Schutze der Asylbewerber und entfaltet zugleich einen 

Gesundheitsschutz für die übrige Bevölkerung. Ankommende Personen werden nur 

im Ankunftszentrum aufgenommen. Dort findet für jeden nach § 62 des Asylgesetzes 

verpflichtend eine medizinische Untersuchung statt, die am Ankunftstag oder am 

nächsten Werktag erfolgt. Erst danach erfolgen die weiteren Schritte des 

Asylverfahrens wie die Registrierung, Erstantragstellung, Leistungsgewährung usw. 

Diese Untersuchung umfasst auch erforderliche Tests auf das Coronavirus 

SARS-CoV-2, verbunden mit den entsprechenden Meldungen an das zuständige 

Gesundheitsamt, erforderlichenfalls getrennte Unterbringung und weitere 

Beobachtungen und Untersuchungen. Damit ist die Kontrolle eines möglichen 

Infektionsgeschehens bei diesem Personenkreis viel intensiver und engmaschiger 

als bei den übrigen in § 19 Absatz 2 genannten Personen, so dass die dort für diese 

vorgesehenen Maßnahmen nicht erforderlich sind. 

C. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen:  

 --- 

D. Gesamtkosten: 

 --- 



 

 

15 

 

E. Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg:  

 Keine. 

F. Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 

a) Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

 Keine- 

b) Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

 Keine. 
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Anlage zur Vorlage an  
das Abgeordnetenhaus 

 
 
I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte 
 

 
Alte Fassung Neue Fassung 

  

Siebte Verordnung zur Änderung der 
SARS-CoV-2-

Eindämmungsmaßnahmenverordnung  

Vom 12. Mai 2020 

Aufgrund des § 32 Satz 1 des Infektions-

schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) 

geändert worden ist, verordnet der Senat: 

1. Teil 

Allgemeine Verhaltensregelungen 

§ 1  
Grundsätzliche Pflichten 

Jede Person hat die physisch sozialen 

Kontakte zu anderen Menschen auf ein 

absolut nötiges Minimum zu reduzieren. Bei 

Kontakten im Sinne von Satz 1 ist ein 

Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten, 

soweit die Umstände dies zulassen. Satz 1 

und 2 gelten nicht für Ehe- oder Lebens-

partnerinnen und -partner, Angehörige des 

eigenen Haushalts und für Personen, für die 

ein Sorge- und Umgangsrecht besteht.  

§ 2  

Einhaltung von Hygieneregeln 

(1) In den nachfolgend in den Teilen 2 bis 5 

dieser Verordnung geregelten Betrieben, 

Einrichtungen und Angeboten sind die 

einschlägigen Empfehlungen des Robert 

Koch-Instituts zum Infektionsschutz in ihrer 

jeweiligen Fassung zu berücksichtigen und 

Achte Verordnung zur Änderung der 
SARS-CoV-2-

Eindämmungsmaßnahmenverordnung  

Vom 19. Mai 2020 

Aufgrund des § 32 Satz 1 des Infektions-

schutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 

S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) 

geändert worden ist, verordnet der Senat: 

1. Teil 

Allgemeine Verhaltensregelungen 

§ 1  
Grundsätzliche Pflichten 

Jede Person hat die physisch sozialen 

Kontakte zu anderen Menschen auf ein 

absolut nötiges Minimum zu reduzieren. Bei 

Kontakten im Sinne von Satz 1 ist ein 

Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten, 

soweit die Umstände dies zulassen. Satz 1 

und 2 gelten nicht für Ehe- oder Lebens-

partnerinnen und -partner, Angehörige des 

eigenen Haushalts und für Personen, für die 

ein Sorge- und Umgangsrecht besteht.  

§ 2  

Einhaltung von Hygieneregeln 

(1) In den nachfolgend in den Teilen 2 bis 5 

dieser Verordnung geregelten Betrieben, 

Einrichtungen und Angeboten sind die 

einschlägigen Empfehlungen des Robert 

Koch-Instituts zum Infektionsschutz in ihrer 

jeweiligen Fassung zu berücksichtigen und 
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die Vorgaben der jeweiligen 

Arbeitsschutzbehörden sowie wirksame 

Schutzvorschriften für Personal, Besuchende 

sowie Kundinnen und Kunden zur Hygiene 

einzuhalten. Arbeitsschutzrechtliche Vor-

gaben bleiben unberührt. Gewerbetreibende 

haben die jeweils geltenden Vorgaben der 

zuständigen Berufsgenossenschaften ein-

zuhalten. Ziele der zu veranlassenden 

Schutzmaßnahmen sind die Reduzierung von 

Kontakten, der Schutz des Personals vor 

Infektionen sowie die möglichst weitgehende 

Vermeidung von Schmierinfektionen über 

Oberflächen und Gegenstände. Dies soll 

insbesondere durch Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern zu anderen 

Personen sowie ein verstärktes Reinigungs- 

und Desinfektionsregime sichergestellt 

werden. Weiterhin werden, falls erforderlich, 

Maßnahmen zur Steuerung des Zutritts, zur 

Vermeidung von Warteschlangen und zur 

Einhaltung des Mindestabstands bei Ansam-

mlungen von Menschen in Wartebereichen 

getroffen. Die Vorhaltung eines Hygiene-

konzepts und Einhaltung der Hygiene-

vorschriften nach den Sätzen 1 bis 6 können 

durch die zuständige Behörde überprüft 

werden.  

(2) Das Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung wird dringend empfohlen, 

insbesondere bei Kontakt mit Risiko-

personen, um vor allem für andere Menschen 

das Risiko von Infektionen zu reduzieren.  

(3) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist zu 

tragen: 

1. im öffentlichen Personennahverkehr von 

Fahrgästen, Kontrolleurinnen und 

Kontrolleuren sowie Reinigungspersonal, 

2. in Kraftfahrzeugen, mit denen eine 

entgeltliche oder geschäftsmäßige 

Beförderung wechselnder Personen 

erfolgt, von Fahrgästen, 

die Vorgaben der jeweiligen 

Arbeitsschutzbehörden sowie wirksame 

Schutzvorschriften für Personal, Besuchende 

sowie Kundinnen und Kunden zur Hygiene 

einzuhalten. Arbeitsschutzrechtliche Vor-

gaben bleiben unberührt. Gewerbetreibende 

haben die jeweils geltenden Vorgaben der 

zuständigen Berufsgenossenschaften ein-

zuhalten. Ziele der zu veranlassenden 

Schutzmaßnahmen sind die Reduzierung von 

Kontakten, der Schutz des Personals vor 

Infektionen sowie die möglichst weitgehende 

Vermeidung von Schmierinfektionen über 

Oberflächen und Gegenstände. Dies soll 

insbesondere durch Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern zu anderen 

Personen sowie ein verstärktes Reinigungs- 

und Desinfektionsregime sichergestellt 

werden. Weiterhin werden, falls erforderlich, 

Maßnahmen zur Steuerung des Zutritts, zur 

Vermeidung von Warteschlangen und zur 

Einhaltung des Mindestabstands bei Ansam-

mlungen von Menschen in Wartebereichen 

getroffen. Die Vorhaltung eines Hygiene-

konzepts und Einhaltung der Hygiene-

vorschriften nach den Sätzen 1 bis 6 können 

durch die zuständige Behörde überprüft 

werden.  

(2) Das Tragen einer Mund-Nasen-

Bedeckung wird dringend empfohlen, 

insbesondere bei Kontakt mit Risiko-

personen, um vor allem für andere Menschen 

das Risiko von Infektionen zu reduzieren.  

(3) Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist zu 

tragen: 

1. im öffentlichen Personennahverkehr von 

Fahrgästen, Kontrolleurinnen und 

Kontrolleuren sowie Reinigungspersonal, 

2. in Kraftfahrzeugen, mit denen eine 

entgeltliche oder geschäftsmäßige 

Beförderung wechselnder Personen 

erfolgt, von Fahrgästen, 
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3. in Kraftfahrzeugen bei Fahrten zu privaten 

Zwecken durch die nach § 3 Absatz 1 

anwesenden weiteren haushaltsfremden 

Personen, 

4. auf Bahnhöfen, in Haltestellenbereichen, 

auf Flughäfen und in Fährterminals von 

Fahrgästen, Kontrolleurinnen und 

Kontrolleuren sowie Reinigungspersonal, 

5. in Gewerbebetrieben mit Publikums-

verkehr von Kundinnen und Kunden, 

6. in Verkaufsstellen im Sinne von § 6a 

Absatz 1 sowie in Einkaufszentren (Malls) 

im Sinne von § 6a Absatz 3 Satz 1 von 

Kundinnen und Kunden, 

7. in Gaststätten nach § 6 Absatz 2 vom 

Personal,  

8. in Arztpraxen und anderen Einrichtungen 

der Gesundheitsfachberufe unter der 

Voraussetzung, dass die jeweilige 

medizinische Behandlung dem nicht 

entgegensteht und  

9. in Friseurbetrieben, in Dienst-

leistungsbetrieben im Bereich der Körper-

pflege wie insbesondere Kosmetikstudios, 

Massagepraxen, Tattoo-Studios und 

ähnlichen Betrieben von Kundinnen und 

Kunden und dem Personal.  

(4) Die Pflicht zum Tragen einer Mund-

Nasen-Bedeckung nach Absatz 3 gilt nicht für 

Kinder bis zum vollendeten sechsten 

Lebensjahr oder Personen, die aufgrund 

einer gesundheitlichen Beeinträchtigung oder 

einer Behinderung keine Mund-Nasen-

Bedeckung tragen können oder bei denen 

durch andere Vorrichtungen die Verringerung 

der Ausbreitung übertragungsfähiger 

Tröpfchenpartikel bewirkt wird.  

3. in Kraftfahrzeugen bei Fahrten zu privaten 

Zwecken durch die nach § 3 Absatz 1 

anwesenden weiteren haushaltsfremden 

Personen, 

4. auf Bahnhöfen, in Haltestellenbereichen, 

auf Flughäfen und in Fährterminals von 

Fahrgästen, Kontrolleurinnen und 

Kontrolleuren sowie Reinigungspersonal, 

5. in Gewerbebetrieben mit Publikums-

verkehr von Kundinnen und Kunden, 

6. in Verkaufsstellen im Sinne von § 6a 

Absatz 1 sowie in Einkaufszentren (Malls) 

im Sinne von § 6a Absatz 3 Satz 1 von 

Kundinnen und Kunden, 

7. in Gaststätten nach § 6 Absatz 2 vom 

Personal,  

8. in Arztpraxen und anderen Einrichtungen 

der Gesundheitsfachberufe unter der 

Voraussetzung, dass die jeweilige 

medizinische Behandlung dem nicht 

entgegensteht und  

9. in Friseurbetrieben, in Dienst-

leistungsbetrieben im Bereich der Körper-

pflege wie insbesondere Kosmetikstudios, 

Massagepraxen, Tattoo-Studios und 

ähnlichen Betrieben von Kundinnen und 

Kunden und dem Personal.  

(4) Die Pflicht zum Tragen einer Mund-

Nasen-Bedeckung nach Absatz 3 gilt nicht für 

Kinder bis zum vollendeten sechsten 

Lebensjahr oder Personen, die aufgrund 

einer gesundheitlichen Beeinträchtigung oder 

einer Behinderung keine Mund-Nasen-

Bedeckung tragen können oder bei denen 

durch andere Vorrichtungen die Verringerung 

der Ausbreitung übertragungsfähiger 

Tröpfchenpartikel bewirkt wird.  
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§ 3 

Aufenthalt im öffentlichen Raum 

(1) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist 

nur allein, im Kreise der Ehe- oder 

Lebenspartnerinnen und -partner, der 

Angehörigen des eigenen Haushalts und der 

Personen, für die ein Sorge- und Umgangs-

recht besteht, sowie zusätzlich mit weiteren 

Personen aus einem anderen Haushalt 

gestattet. Zu den weiteren haushaltsfremden 

Personen ist der Mindestabstand von 

1,5 Metern einzuhalten, soweit die Umstände 

dies zulassen.  

(2) Absatz 1 gilt nicht  

1. für Aufenthalte im öffentlichen Raum 

zum Zweck der Berichterstattung 

durch Vertreterinnen und Vertreter 

von Presse, Rundfunk, Film oder 

anderen Medien,  

2. für die Ausübung beruflicher, 

mandatsbezogener oder ehren-

amtlicher Tätigkeiten, die im Freien 

erbracht werden müssen, 

einschließlich der jahreszeitlich 

bedingt erforderlichen Bewirt-

schaftung landwirtschaftlicher, garten-

baulicher und forstwirtschaftlicher 

Flächen und für politische Werbung 

durch nicht mehr als zwei Personen 

gegenüber Einzelpersonen oder 

einzelnen Personengruppen im Sinne 

von Absatz 1 Satz 1 um die 

Unterstützung von Parteien und 

Wählergemeinschaften sowie von 

Volksbegehren, Volksinitiativen, 

Bürgerbegehren und Einwohner-

anträgen, 

3. für die Benutzung des öffentlichen 

Personennahverkehrs und Kraft-

fahrzeugen, mit denen eine 

entgeltliche oder geschäftsmäßige 

Beförderung erfolgt oder die zu 
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Lebenspartnerinnen und -partner, der 
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durch Vertreterinnen und Vertreter 

von Presse, Rundfunk, Film oder 

anderen Medien,  

2. für die Ausübung beruflicher, 

mandatsbezogener oder ehren-

amtlicher Tätigkeiten, die im Freien 

erbracht werden müssen, 

einschließlich der jahreszeitlich 

bedingt erforderlichen Bewirt-

schaftung landwirtschaftlicher, garten-

baulicher und forstwirtschaftlicher 

Flächen und für politische Werbung 

durch nicht mehr als zwei Personen 

gegenüber Einzelpersonen oder 

einzelnen Personengruppen im Sinne 

von Absatz 1 Satz 1 um die 

Unterstützung von Parteien und 

Wählergemeinschaften sowie von 

Volksbegehren, Volksinitiativen, 

Bürgerbegehren und Einwohner-

anträgen, 

3. für die Benutzung des öffentlichen 

Personennahverkehrs und Kraft-

fahrzeugen, mit denen eine 

entgeltliche oder geschäftsmäßige 

Beförderung erfolgt oder die zu 
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beruflichen und dienstlichen Zwecken 

von Mitarbeitenden gemeinsam 

genutzt werden müssen und 

4. für die Durchführung von pädagogisch 

begleiteten Außenaktivitäten von 

Einrichtungen nach § 12, von 

Angeboten der teilstationären und 

stationären Jugendhilfe sowie im Fall 

von Außenaktivitäten bei privater, 

insbesondere nachbarschaftlich 

organisierter Betreuungshilfe für 

Kinder im Sinne des § 12 Absatz 10.  

In den Fällen nach Satz 1 gilt, dass der 

Mindestabstand eingehalten werden soll, 

sofern dies im Rahmen der ordnungs-

gemäßen Nutzung oder Betätigung möglich 

und zumutbar ist.  

(3) Beim Aufenthalt im Freien sind folgende 

Regeln zu beachten: 

1. Auf fest installierten Sitz-

gelegenheiten ist das Verweilen allein 

und mit den in § 1 Satz 3 genannten 

Personen sowie weiteren Personen 

aus einem anderen Haushalt, zu 

denen der Mindestabstand von 1,5 

Metern einzuhalten ist, zulässig. 

2. Das Sitzen oder Liegen auf Wiesen 

und Freiflächen ist allein und mit den 

in § 1 Satz 3 genannten Personen 

sowie weiteren Personen aus einem 

anderen Haushalt, zu denen der 

Mindestabstand von 1,5 Metern 

einzuhalten ist, zulässig. Zu anderen 

Personen ist ein Mindestabstand von 

5 Metern einzuhalten. Grillen und das 

Zubereiten sowie das gewerbliche 

Anbieten von Speisen sind nicht 

erlaubt.   

Zur Vermeidung von Überfüllungen können 

Zugangsbeschränkungen für Parks und 

Grünanlagen festgelegt werden. 

beruflichen und dienstlichen Zwecken 

von Mitarbeitenden gemeinsam 

genutzt werden müssen und 

4. für die Durchführung von pädagogisch 

begleiteten Außenaktivitäten von 

Einrichtungen nach § 12, von 

Angeboten der teilstationären und 

stationären Jugendhilfe sowie im Fall 

von Außenaktivitäten bei privater, 

insbesondere nachbarschaftlich 

organisierter Betreuungshilfe für 

Kinder im Sinne des § 12 Absatz 10.  

In den Fällen nach Satz 1 gilt, dass der 

Mindestabstand eingehalten werden soll, 

sofern dies im Rahmen der ordnungs-

gemäßen Nutzung oder Betätigung möglich 

und zumutbar ist.  

(3) Beim Aufenthalt im Freien sind folgende 

Regeln zu beachten: 

3. Auf fest installierten Sitz-

gelegenheiten ist das Verweilen allein 

und mit den in § 1 Satz 3 genannten 

Personen sowie weiteren Personen 

aus einem anderen Haushalt, zu 

denen der Mindestabstand von 1,5 

Metern einzuhalten ist, zulässig. 

4. Das Sitzen oder Liegen auf Wiesen 

und Freiflächen ist allein und mit den 

in § 1 Satz 3 genannten Personen 

sowie weiteren Personen aus einem 

anderen Haushalt, zu denen der 

Mindestabstand von 1,5 Metern 

einzuhalten ist, zulässig. Zu anderen 

Personen ist ein Mindestabstand von 

5 Metern einzuhalten. Grillen und das 

Zubereiten sowie das gewerbliche 

Anbieten von Speisen sind nicht 

erlaubt.   

Zur Vermeidung von Überfüllungen können 

Zugangsbeschränkungen für Parks und 

Grünanlagen festgelegt werden. 
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§ 4  

Veranstaltungen, Versammlungen, 

Zusammenkünfte und Ansammlungen 

(1) Öffentliche und nichtöffentliche 

Veranstaltungen, Versammlungen, Zusam-

menkünfte und Ansammlungen dürfen nicht 

stattfinden, soweit sich aus dieser 

Verordnung nichts anderes ergibt. Von dem 

Verbot des Satzes 1 ausgenommen sind 

Zusammenkünfte im Kreise der Ehe- oder 

Lebenspartnerinnen und -partner, der 

Angehörigen des eigenen Haushalts und 

derjenigen Personen, für die ein Sorge- und 

Umgangsrecht besteht, sowie zusätzlich 

weiteren Personen aus einem anderen 

Haushalt unter Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern.  

(2) Vom Verbot des Absatzes 1 Satz 1 

ausgenommen sind  

1. Veranstaltungen und Zusammen-

künfte, einschließlich Sitzungen, des 

Europäischen Parlaments der Euro-

päischen Union, seiner Fraktionen 

und Ausschüsse, des Deutschen 

Bundestages, seiner Fraktionen und 

Ausschüsse, des Bundesrates und 

seiner Ausschüsse, des Ab-

geordnetenhauses, seiner Fraktionen 

und Ausschüsse, des Europäischen 

Rates, des Rates der Europäischen 

Union, der Europäischen Kommis-

sion, der Bundesregierung, des 

Senats von Berlin, des Rats der 

Bürgermeister und seiner Aus-

schüsse, des Verfassungsgerichts-

hofes von Berlin, der Bezirksver-

ordnetenversammlungen, ihrer Frak-

tionen und Ausschüsse sowie der 

Auslandsvertretungen, der Gerichte, 

der Organe, der Gremien und 

Behörden von Europäischer Union, 

internationalen Organisationen, Bund 

und Ländern, anderer Stellen und von 
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weiteren Personen aus einem anderen 

Haushalt unter Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern.  

(2) Vom Verbot des Absatzes 1 Satz 1 

ausgenommen sind  

1. Veranstaltungen und Zusammen-

künfte, einschließlich Sitzungen, des 

Europäischen Parlaments der Euro-

päischen Union, seiner Fraktionen 

und Ausschüsse, des Deutschen 

Bundestages, seiner Fraktionen und 

Ausschüsse, des Bundesrates und 

seiner Ausschüsse, des Ab-

geordnetenhauses, seiner Fraktionen 

und Ausschüsse, des Europäischen 

Rates, des Rates der Europäischen 

Union, der Europäischen Kommis-

sion, der Bundesregierung, des 

Senats von Berlin, des Rats der 

Bürgermeister und seiner Aus-

schüsse, des Verfassungsgerichts-

hofes von Berlin, der Bezirksver-

ordnetenversammlungen, ihrer Frak-

tionen und Ausschüsse sowie der 

Auslandsvertretungen, der Gerichte, 

der Organe, der Gremien und 

Behörden von Europäischer Union, 

internationalen Organisationen, Bund 

und Ländern, anderer Stellen und von 
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Einrichtungen, die öffentlich-

rechtliche Aufgaben wahrnehmen, 

2. Veranstaltungen und Zusammen-

künfte, die der Sicherstellung der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

der öffentlich-rechtlichen Leistungs-

erbringung, der Versorgung und der 

Gesundheitsfürsorge der Bevölkerung 

dienen,  

3. Veranstaltungen und Zusammen-

künfte von bis zu 50 Teilnehmenden, 

die der Arbeit von Presse, Rundfunk 

und sonstigen Medien, dem nach 

dieser Verordnung zulässigen Betrieb 

von Betrieben und Unternehmen, der 

Arbeit von Gewerkschaften, Parteien 

und Verbänden sowie der Erfüllung 

von personalvertretungsrechtlichen 

Aufgaben oder der Arbeit von Be-

triebsräten dienen oder die zur Aus-

übung oder Inanspruchnahme beruf-

licher oder ehrenamtlicher Tätigkeiten 

unvermeidbar sind und 

4. Veranstaltungen und Zusammen-

künfte im privaten oder familiären 

Bereich von bis zu 20 Personen, 

sofern diese aus zwingenden 

Gründen erforderlich sind. Hiervon 

erfasst sind insbesondere die Pflege 

und Betreuung hilfsbedürftiger 

Personen, die Begleitung Sterbender, 

Trauerfeiern sowie Feierlichkeiten 

anlässlich von Taufen und Hoch-

zeiten. 

Bei den nach Absatz 2 vom Verbot ausge-

nommenen Veranstaltungen und Zusammen-

künften sind der Mindestabstand von 

1,5 Metern und die Einhaltung der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 zu gewährleisten. 

Bei den nach Absatz 2 Nummern 2 bis 4 vom 

Verbot ausgenommenen Veranstaltungen 

und Zusammenkünften haben sich die 

Einrichtungen, die öffentlich-

rechtliche Aufgaben wahrnehmen, 

2. Veranstaltungen und Zusammen-

künfte, die der Sicherstellung der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

der öffentlich-rechtlichen Leistungs-

erbringung, der Versorgung und der 

Gesundheitsfürsorge der Bevölkerung 

dienen,  

3. Veranstaltungen und Zusammen-

künfte von bis zu 50 Teilnehmenden, 

die der Arbeit von Presse, Rundfunk 

und sonstigen Medien, dem nach 

dieser Verordnung zulässigen Betrieb 

von Betrieben und Unternehmen, der 

Arbeit von Gewerkschaften, Parteien 

und Verbänden sowie der Erfüllung 

von personalvertretungsrechtlichen 

Aufgaben oder der Arbeit von Be-

triebsräten dienen oder die zur Aus-

übung oder Inanspruchnahme beruf-

licher oder ehrenamtlicher Tätigkeiten 

unvermeidbar sind und 

4. Veranstaltungen und Zusammen-

künfte im privaten oder familiären 

Bereich von bis zu 20 Personen, 

sofern diese aus zwingenden 

Gründen erforderlich sind. Hiervon 

erfasst sind insbesondere die Pflege 

und Betreuung hilfsbedürftiger 

Personen, die Begleitung Sterbender, 

Trauerfeiern sowie Feierlichkeiten 

anlässlich von Taufen und Hoch-

zeiten. 

Bei den nach Absatz 2 vom Verbot ausge-

nommenen Veranstaltungen und Zusammen-

künften sind der Mindestabstand von 

1,5 Metern und die Einhaltung der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 zu gewährleisten. 

Bei den nach Absatz 2 Nummern 2 bis 4 vom 

Verbot ausgenommenen Veranstaltungen 

und Zusammenkünften haben sich die 
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anwesenden Personen in eine Anwesen-

heitsliste einzutragen, die mindestens die 

folgenden Angaben enthalten muss: Vor- und 

Familienname, vollständige Anschrift und 

Telefonnummer. Diese Anwesenheitsliste ist 

für die Dauer von vier Wochen nach Ende der 

Veranstaltung aufzubewahren und der 

zuständigen Behörde auf Verlangen aus-

zuhändigen. Nach Ablauf der Aufbe-

wahrungsfrist ist die Anwesenheitsliste zu 

löschen oder zu vernichten.  

 

 

 

 

(3) Abweichend vom Verbot nach Absatz 1 

Satz 1 sind vorbehaltlich des Satzes 3 

öffentliche Versammlungen unter freiem 

Himmel im Sinne von Artikel 8 des Grund-

gesetzes und Artikel 26 der Verfassung von 

Berlin von bis zu 50 Teilnehmenden 

unbeschadet der versammlungsrechtlichen 

Vorschriften zulässig, sofern diese als 

ortsfeste Kundgebung oder als Aufzug unter 

ausschließlicher Nutzung von Fahrzeugen 

durchgeführt werden und die Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern sowie der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 

gewährleistet ist. Ab dem 18. Mai 2020 sind 

abweichend vom Verbot nach Absatz 1 

Satz 1 zudem Versammlungen im 

geschlossenen Raum im Sinne von Artikel 8 

des Grundgesetzes und Artikel 26 der 

Verfassung von Berlin von bis zu 

50 Teilnehmenden unbeschadet der versam-

mlungsrechtlichen Vorschriften zulässig, 

sofern die räumlichen Bedingungen es 

zulassen und die Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern sowie der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 gewährleistet ist; 

Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. Ab 

dem 25. Mai 2020 sind abweichend vom 

Verbot nach Absatz 1 Satz 1 öffentliche 

anwesenden Personen in eine Anwesen-

heitsliste einzutragen, die mindestens die 

folgenden Angaben enthalten muss: Vor- und 

Familienname, vollständige Anschrift und 

Telefonnummer. Diese Anwesenheitsliste ist 

für die Dauer von vier Wochen nach Ende der 

Veranstaltung aufzubewahren und der 

zuständigen Behörde auf Verlangen aus-

zuhändigen, wenn bei einem der 

Teilnehmenden festgestellt wird, dass sie 

oder er im Zeitpunkt der Veranstaltung 

Ansteckungsverdächtige oder An-

steckungsverdächtiger im Sinne des 

Infektionsschutzgesetzes war. Nach Ablauf 

der Aufbewahrungsfrist ist die Anwesen-

heitsliste zu löschen oder zu vernichten.  

(3) Abweichend vom Verbot nach Absatz 1 

Satz 1 sind vorbehaltlich des Satzes 3 

öffentliche Versammlungen unter freiem 

Himmel im Sinne von Artikel 8 des Grund-

gesetzes und Artikel 26 der Verfassung von 

Berlin von bis zu 50 Teilnehmenden 

unbeschadet der versammlungsrechtlichen 

Vorschriften zulässig, sofern diese als 

ortsfeste Kundgebung oder als Aufzug unter 

ausschließlicher Nutzung von Fahrzeugen 

durchgeführt werden und die Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern sowie der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 

gewährleistet ist. Ab dem 18. Mai 2020 sind 

abweichend vom Verbot nach Absatz 1 

Satz 1 zudem Versammlungen im 

geschlossenen Raum im Sinne von Artikel 8 

des Grundgesetzes und Artikel 26 der 

Verfassung von Berlin von bis zu 

50 Teilnehmenden unbeschadet der versam-

mlungsrechtlichen Vorschriften zulässig, 

sofern die räumlichen Bedingungen es 

zulassen und die Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern sowie der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 gewährleistet ist; 

Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. Ab 

dem 25. Mai 2020 sind abweichend vom 

Verbot nach Absatz 1 Satz 1 öffentliche 
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Versammlungen unter freiem Himmel im 

Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes und 

Artikel 26 der Verfassung von Berlin von bis 

zu 100 Teilnehmenden unbeschadet der 

versammlungsrechtlichen Vorschriften 

zulässig, soweit die Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern sowie der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 gewährleistet ist. 

Bei der Durchführung der nach Satz 1 bis 3 

zulässigen Versammlungen sind die Ein-

haltung des Mindestabstands von 1,5 Metern 

und der Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 

sowie der zulässigen Teilnehmendenzahl von 

der Versammlungsleitung sicherzustellen. 

(4) Kultisch-religiöse Veranstaltungen mit bis 

zu 50 Teilnehmenden sind zugelassen, wenn 

die räumlichen Bedingungen es zulassen und 

soweit der Mindestabstand von 1,5 Metern 

und die Einhaltung der Hygieneregeln nach 

§ 2 Absatz 1 gewährleistet sind. Bei der 

Berechnung der Höchstzahl der 

Teilnehmenden sind die für die Ausführung 

der kultisch-religiösen Handlungen unbedingt 

erforderlichen Personen (Gebetsvor-

stehende, musikalische Leitung, Hilfsdienste 

o. ä.) ausgenommen. Körperkontakt ist 

streng zu vermeiden. Dies schließt auch den 

Kontakt bei kultischen Handlungen ein. Es 

dürfen keine Gegenstände bei der Durch-

führung der Veranstaltung zwischen 

mehreren Personen herumgereicht werden. 

Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.  

(5) § 17a Absatz 2 des Versammlungs-

gesetzes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 15. November 1978 (BGBl. I 

S. 1789), das zuletzt durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 8. Dezember 2008 (BGBl. I 

S. 2366) geändert worden ist, steht dem 

Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung zum 

Infektionsschutz nicht entgegen.  

Versammlungen unter freiem Himmel im 

Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes und 

Artikel 26 der Verfassung von Berlin von bis 

zu 100 Teilnehmenden unbeschadet der ver-

sammlungsrechtlichen Vorschriften zulässig, 

soweit die Einhaltung des Mindestabstands 

von 1,5 Metern sowie der Hygieneregeln 

nach § 2 Absatz 1 gewährleistet ist. Bei der 

Durchführung der nach Satz 1 bis 3 zu-

lässigen Versammlungen sind die Einhaltung 

des Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 sowie der 

zulässigen Teilnehmendenzahl von der 

Versammlungsleitung sicherzustellen. 

(4) Kultisch-religiöse Veranstaltungen mit bis 

zu 50 Teilnehmenden sind zugelassen, wenn 

die räumlichen Bedingungen es zulassen und 

soweit der Mindestabstand von 1,5 Metern 

und die Einhaltung der Hygieneregeln nach 

§ 2 Absatz 1 gewährleistet sind. Bei der 

Berechnung der Höchstzahl der 
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dürfen keine Gegenstände bei der Durch-

führung der Veranstaltung zwischen 

mehreren Personen herumgereicht werden. 
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2. Teil 

Gewerbe, Handel und sonstige 

Einrichtungen des gesellschaftlichen Lebens 

§ 5 

Besondere Arten von Gewerbe- und 

Kulturbetrieben und besondere 

Hygieneregeln 

(1) Gewerbebetriebe der folgenden Arten im 

Sinne der Gewerbeordnung in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 

(BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 15 

des Gesetzes vom 22. November 2019 

(BGBl. I S. 1746) geändert worden ist, dürfen 

nicht für den Publikumsverkehr geöffnet 

werden: Tanzlustbarkeiten, Messen, 

messeähnliche Ausstellungen, Spezial-

märkte, Spielhallen, Spielbanken, Wett-

vermittlungsstellen und ähnliche Unter-

nehmen.  

(2) Vergnügungsstätten im Sinne der Bau-

nutzungsverordnung in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S. 3786) dürfen nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. 

(3) Kinos, Theater und Konzerthäuser dürfen 

nicht für den Publikumsverkehr geöffnet 

werden.  
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Besucher bei geschlossenen Verdecken in 

ihren Kraftfahrzeugen verbleiben, der 

Abstand zwischen den Kraftfahrzeugen 

mindestens 1,5 Meter beträgt und der 

Ticketerwerb und die Nutzung von 

Sanitärräumen den Vorgaben für den Handel 

nach § 6a Absatz 2 entsprechen; für die 

Insassinnen und Insassen der Kraftahrzeuge 

gilt § 4 Absatz 1 Satz 2. 
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öffentlicher und privater Trägerschaft dürfen 

unter Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 für den Publikumsverkehr geöffnet 

werden. Öffentliche Bibliotheken dürfen unter 

Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 für den Leihbetrieb geöffnet werden. 

Archive dürfen ihre Lesesäle unter Einhaltung 

des Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 ab dem 

11. Mai 2020 öffnen. Zur Steuerung des 

Zutritts und Sicherung des Mindestabstandes 

gilt ein Richtwert von einer Person pro 10 qm 

der reinen Ausstellungsfläche. 

(6) Die Außenbereiche der Zoologischen 

Garten Berlin AG und der Tierpark-Berlin 

Friedrichsfelde GmbH dürfen unter 

Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 mit Ausnahme der Tierhäuser für 

den Publikumsverkehr geöffnet werden. Für 

die auf dem Zoo- bzw. Tierpark-Gelände 

gelegenen Verkaufsstellen und Gaststätten 

gelten die §§ 6 und 6a entsprechend.  

(7) Prostitutionsgewerbe im Sinne des 

Prostituiertenschutzgesetzes vom 

21. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2372), das 

durch Artikel 57 des Gesetzes vom 

20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) 

geändert worden ist, dürfen weder für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden, noch ihre 

Dienste außerhalb ihrer Betriebsstätte 

erbringen. Die Erbringung sexueller Dienst-

leistungen mit Körperkontakt ist untersagt.  

(8) Friseurbetriebe dürfen ihre Dienst-

leistungen erbringen.  

(9) Dienstleistungsgewerbe im Bereich der 

Körperpflege (körpernahe Dienstleistungen) 

wie Kosmetikstudios, Massagepraxen, 

Tattoo-Studios und ähnliche Betriebe dürfen 

geöffnet werden. Für körpernahe Dienst-
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leistungen, insbesondere Friseure, Kosmetik-

studios, Massagepraxen und Tattoo-Studios, 

ist während der Durchführung der Dienst-

leistung der Mindestabstand von 1,5 Metern 

nicht einzuhalten. 

(10) Sonnenstudios und Solarien dürfen 

geöffnet werden.  

(11) Fahrschulen sowie sonstige 

Einrichtungen, die fahrerlaubnisrechtliche 

Seminare oder Aus- und Fortbildungen nach 

Fahrlehrer- und Berufskraftfahrerrecht an-

bieten, dürfen ab dem 11. Mai 2020 geöffnet 

werden. Dabei sind die Hygieneregeln nach 

§ 2 Absatz 1 einzuhalten. § 2 Absatz 3 

Nummer 2 findet für die Beifahrer ent-

sprechende Anwendung. Bei Fahrprüfungen 

dürfen sich im Fahrzeug nur die zu prüfende 

Person, die Lehrperson sowie die für die 

Durchführung der Fahrprüfung zwingend 

erforderlichen Personen aufhalten.  

(12) Gewerbliche Ausflugs- und Stadt-

rundfahrten sowie Rundgänge und 

Führungen im Freien dürfen ab dem 25. Mai 

2020 unter Einhaltung des Mindestabstands 

von 1,5 Metern und der Hygienevorgaben 

nach § 2 Absatz 1 angeboten werden. 

(13) Bei Öffnung von Gewerbebetrieben 

gelten die Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 

und 3 Nummer 5, 8 und 9 sowie Absatz 4 und 

der nachfolgende Absatz 14. 

(14) Bei der Öffnung von Gewerbebetrieben 

mit Publikumsverkehr gilt für die Steuerung 

des Zutritts und zur Sicherung des 

Mindestabstandes ein Richtwert von maximal 

einer Person (Kundinnen und Kunden sowie 

Angehörige des Personals) pro 20 qm 

Verkaufsfläche und Geschäftsraum. Unter-

schreitet der Geschäftsraum eine Größe von 

20 qm, so darf jeweils maximal ein Kunde 

oder eine Kundin eingelassen werden. 

Aufenthaltsanreize dürfen nicht geschaffen 

werden. Vorhandene Aufenthaltsangebote 
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und Sitzgelegenheiten sind zu entfernen oder 

zu sperren. 

§ 6  

Gaststätten und Hotels 

(1) Gaststätten im Sinne des Gaststätten-

gesetzes in der Fassung der Bekannt-

machung vom 20. November 1998 (BGBl. I 

S. 3418), das zuletzt durch Artikel 14 des 

Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBl. I S. 420) 

geändert worden ist, inklusive Shisha-Bars, 

dürfen nicht für den Publikumsverkehr 

geöffnet werden. Sie dürfen Speisen und 

Getränke zur Abholung oder zur Lieferung 

unter Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 anbieten.  

(2) Gaststätten mit selbst zubereitetem 

Speiseangebot dürfen ab dem 15. Mai 2020 

unter Einhaltung der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 von 6 bis 22 Uhr für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden. Speisen 

und Getränke dürfen nur an Tischen 

angeboten und verzehrt werden. Selbst-

bedienungsbuffets dürfen nicht angeboten 

werden. Zwischen den Tischen einschließlich 

Bestuhlung ist ein Mindestabstand von 1,5 

Metern einzuhalten; in diesem Abstands-

bereich dürfen sich keine Personen 

aufhalten. Die Regelungen zur Kontakt-

beschränkung gemäß §§ 1, 2 Absatz 1 und 3 

Absatz 1 bleiben unberührt.  

(3) Ausgenommen von Absatz 2 sind reine 

Schankwirtschaften im Sinne des § 1 

Absatz 1 Nummer 1 GastG sowie Gaststätten 

mit der besonderen Betriebsart Raucher-

gaststätte, Shisha-Gaststätten, Shisha-Bars, 

Musik- und Tanzdarbietungen, Vorführungen, 

Diskotheken und ähnliche Betriebe.  

(4) Hotels und andere Beherbergungs-

betriebe sowie Betreiber von Ferien-

wohnungen dürfen ab dem 25. Mai 2020 
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unter Einhaltung der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 touristische Übernachtungen 

anbieten. Spa- und Wellness-Bereiche dürfen 

nicht geöffnet werden. Absatz 2 findet 

entsprechend Anwendung.  

(5) Kantinen für Betriebsangehörige sowie für 

Angehörige von Bundeswehr und Polizei 

dürfen unter Einhaltung des Mindestabstands 

von 1,5 Metern und der Hygieneregeln nach 

§ 2 Absatz 1 betrieben werden. Ab dem 

15. Mai 2020 dürfen Kantinen auch für 

nichtbetriebsangehörige Gäste geöffnet 

werden. 

(6) Gastronomiebetrieben werden 

Reservierungssysteme oder andere 

geeignete Verfahren mit Informationen zur 

Kontaktnachverfolgung dringlich empfohlen. 

Diese Informationen sind von dem Betreiber 

für die Dauer von vier Wochen nach Ende des 

Aufenthaltes aufzubewahren und der 

zuständigen Behörde auf Verlangen 

auszuhändigen. Nach Ablauf der Auf-

bewahrungsfrist sind die Informationen zu 

löschen oder zu vernichten. 

§ 6a 

Einzelhandel 

(1) Für Verkaufsstellen im Sinne des Berliner 

Ladenöffnungsgesetzes vom 14. November 

2006 (GVBl. S. 1045), das zuletzt durch das 

Gesetz vom 13. Oktober 2010 (GVBl. S. 467) 

geändert worden ist, gelten die Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1, Absatz 3 

Nummer 6 und Absatz 4 sowie die 

nachfolgenden Absätze 2 bis 4. 

(2) Bei der Öffnung von Verkaufsstellen gilt 

für die Steuerung des Zutritts und zur 

Sicherung des Mindestabstandes ein 

Richtwert von maximal einer Person 

(Kundinnen und Kunden sowie Personal) pro 

20 qm Verkaufsfläche und Geschäftsraum. 

Unterschreiten die Verkaufsfläche oder der 
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Geschäftsraum eine Größe von 20 qm, so 

darf jeweils maximal eine Kundin oder ein 

Kunde eingelassen werden. Aufenthalts-

anreize dürfen nicht geschaffen werden. 

Vorhandene Aufenthaltsangebote und Sitz-

gelegenheiten sind zu entfernen oder zu 

sperren.  

(3) Der Zutritt zu Einkaufszentren (Malls) ist 

vom Betreiber gesondert zu regulieren. Dabei 

gilt als Richtwert die Summe der maximal 

zulässigen Personenzahl nach Absatz 2 Satz 

1 für alle dort befindlichen Verkaufsflächen. 

Zur Gewährleistung der Personenzahl-

begrenzung darf der Zugang grundsätzlich 

nur über einen Eingang erfolgen, sofern nicht 

durch andere geeignete Maßnahmen 

sichergestellt werden kann, dass die maximal 

zulässige Personenzahl zu keinem Zeitpunkt 

überschritten wird. In den Wartebereichen 

dürfen sich nicht mehr als zehn Personen 

gleichzeitig aufhalten. In den zentralen 

Zugangs- und Aufenthaltsbereichen dürfen 

keine Aufenthaltsanreize geschaffen werden, 

insbesondere sind diese von 

Verkaufsständen freizuhalten. Vorhandene 

Aufenthaltsangebote und Sitzgelegenheiten 

sind zu entfernen oder zu sperren.  

(4) Für Kaufhäuser und deren Zutritts-

steuerung gilt Absatz 3 Satz 3 bis 6 

entsprechend. 

§ 7  

Badeanstalten, Sportstätten und 

Sportbetrieb 

(1) Der Betrieb auf und in allen öffentlichen 

und privaten Sportanlagen, Schwimmbädern, 

Frei- und Strandbädern, Fitnessstudios sowie 

Saunen, Dampfbädern und ähnlichen 

Einrichtungen ist untersagt, soweit in 

Absatz 2 bis 10 nichts Anderes geregelt ist.  

(2) Von der Untersagung nach Absatz 1 

ausgenommen ist ab dem 15. Mai 2020 der 

Geschäftsraum eine Größe von 20 qm, so 

darf jeweils maximal eine Kundin oder ein 

Kunde eingelassen werden. Aufenthalts-

anreize dürfen nicht geschaffen werden. 

Vorhandene Aufenthaltsangebote und Sitz-

gelegenheiten sind zu entfernen oder zu 
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Übungs- und Lehrbetrieb der Sport-

organisationen auf Sportanlagen im Freien, 

wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt 

sind: 

1. die Sportausübung erfolgt kontaktfrei und 

die Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern zwischen den Sportlerinnen 

und Sportlern sowie zu anderen Personen 

ist durchgehend sichergestellt, 

2. die Trainingseinheiten erfolgen aus-

schließlich individuell, zu zweit oder in 

Kleingruppen von höchstens 8 Personen 

(einschließlich der Trainerin oder des 

Trainers oder sonstiger betreuender 

Personen), 

3. ein Training von Spielsituationen 

insbesondere bei Kontakt- und 

Mannschaftssportarten, in denen ein 

direkter Kontakt erforderlich oder möglich 

ist, erfolgt nicht, 

4. ein Wettkampfbetrieb findet nicht statt, 

5. die nach § 2 Absatz 1 maßgeblichen 

Hygiene- und Desinfektionsregelungen, 

insbesondere bei der gemeinsamen 

Nutzung von Sportgeräten, werden 

eingehalten, 

6. Umkleiden, Duschen und sonstige 

Räumlichkeiten bleiben geschlossen; 

gesonderte WC- Anlagen sind zu öffnen, 

7. Bekleidungswechsel und Körperpflege 

finden auf der Sportanlage nicht statt,  

8. zur Vermeidung von Ansammlungen, 

insbesondere von Warteschlangen, erfolgt 

eine Steuerung des Zutritts zur Sportstätte 

durch die nutzenden Sportorganisationen, 

9. Risikogruppen werden keiner besonderen 

Gefährdung ausgesetzt, 

10. Zuschauerinnen und Zuschauer sind 

nicht zugelassen. 

Für die Verteilung der Nutzungszeiten auf die 

förderungswürdigen Sportorganisationen 

Übungs- und Lehrbetrieb der Sport-

organisationen auf Sportanlagen im Freien, 

wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt 

sind: 

1. die Sportausübung erfolgt kontaktfrei und 

die Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern zwischen den Sportlerinnen 

und Sportlern sowie zu anderen Personen 

ist durchgehend sichergestellt, 

2. die Trainingseinheiten erfolgen aus-

schließlich individuell, zu zweit oder in 

Kleingruppen von höchstens 8 Personen 

(einschließlich der Trainerin oder des 

Trainers oder sonstiger betreuender 

Personen), 

3. ein Training von Spielsituationen 

insbesondere bei Kontakt- und 

Mannschaftssportarten, in denen ein 

direkter Kontakt erforderlich oder möglich 

ist, erfolgt nicht, 

4. ein Wettkampfbetrieb findet nicht statt, 

5. die nach § 2 Absatz 1 maßgeblichen 

Hygiene- und Desinfektionsregelungen, 

insbesondere bei der gemeinsamen 

Nutzung von Sportgeräten, werden 

eingehalten, 

6. Umkleiden, Duschen und sonstige 

Räumlichkeiten bleiben geschlossen; 

gesonderte WC- Anlagen sind zu öffnen, 

7. Bekleidungswechsel und Körperpflege 

finden auf der Sportanlage nicht statt,  

8. zur Vermeidung von Ansammlungen, 

insbesondere von Warteschlangen, erfolgt 

eine Steuerung des Zutritts zur Sportstätte 

durch die nutzenden Sportorganisationen, 

9. Risikogruppen werden keiner besonderen 

Gefährdung ausgesetzt, 

10. Zuschauerinnen und Zuschauer sind 

nicht zugelassen. 

Für die Verteilung der Nutzungszeiten auf die 

Sportorganisationen gelten die bisherigen 
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gelten die bisherigen Vergabe-

entscheidungen. In Einzelfällen können die 

zuständigen Vergabestellen abweichende 

Entscheidungen treffen, insbesondere, wenn 

dies zur Umsetzung der in Satz 1 genannten 

Beschränkungen erforderlich ist. Die 

Einhaltung der in Satz 1 genannten Vorgaben 

während der Nutzung liegt in der 

Verantwortung der nutzenden Sport-

organisationen. In Abhängigkeit von der 

Größe des jeweiligen Sport- oder Spielfeldes 

können die Sportorganisationen eine 

gleichzeitige Nutzung durch mehrere 

Kleingruppen nach Maßgabe von Satz 1 

Nummer 2 zulassen, wenn dabei die 

Einhaltung der übrigen in Satz 1 genannten 

Voraussetzungen, insbesondere der 

Abstandsregelungen, in der Praxis 

gewährleistet wird.  

(3) Von der Untersagung nach Absatz 1 

ausgenommen ist das kontaktlose 

Sporttreiben auf Sportanlagen im Freien, 

soweit es alleine, im Kreise der Ehe- sowie 

Lebenspartnerinnen oder -partner, der 

Angehörigen des eigenen Haushalts und 

derjenigen Personen, für die ein Sorge- und 

Umgangsrecht besteht, sowie weiteren 

Personen aus einem anderen Haushalt, ohne 

jede sonstige Gruppenbildung ausgeübt wird. 

Der Mindestabstand von 1,5 Metern ist 

einzuhalten. Das Betreten der Gebäude zu 

dem ausschließlichen Zweck, das für die 

jeweilige Sportart zwingend erforderliche 

Sportgerät zu entnehmen bzw. 

zurückzustellen, ist zulässig. Umkleiden, 

Duschen, mit diesen verbundene WCs und 

sonstige Räumlichkeiten bleiben 

geschlossen. Gesonderte WC-Anlagen 

können geöffnet werden. Wiesen und 

Freiflächen der Sportanlage dürfen 

ausschließlich für die sportliche Betätigung 

genutzt werden.  

Vergabeentscheidungen. In Einzelfällen 

können die zuständigen Vergabestellen 

abweichende Entscheidungen treffen, 

insbesondere, wenn dies zur Umsetzung der 

in Satz 1 genannten Beschränkungen 

erforderlich ist. Die Einhaltung der in Satz 1 

genannten Vorgaben während der Nutzung 

liegt in der Verantwortung der nutzenden 

Sportorganisationen. In Abhängigkeit von der 

Größe des jeweiligen Sport- oder Spielfeldes 

können die Sportorganisationen eine 

gleichzeitige Nutzung durch mehrere 

Kleingruppen nach Maßgabe von Satz 1 

Nummer 2 zulassen, wenn dabei die 

Einhaltung der übrigen in Satz 1 genannten 

Voraussetzungen, insbesondere der 

Abstandsregelungen, in der Praxis 

gewährleistet wird.  

 

(3) Von der Untersagung nach Absatz 1 

ausgenommen ist das kontaktlose 

Sporttreiben auf Sportanlagen im Freien, 

soweit es alleine, im Kreise der Ehe- sowie 

Lebenspartnerinnen oder -partner, der 

Angehörigen des eigenen Haushalts und 

derjenigen Personen, für die ein Sorge- und 

Umgangsrecht besteht, sowie weiteren 

Personen aus einem anderen Haushalt, ohne 

jede sonstige Gruppenbildung ausgeübt wird. 

Der Mindestabstand von 1,5 Metern ist 

einzuhalten. Das Betreten der Gebäude zu 

dem ausschließlichen Zweck, das für die 

jeweilige Sportart zwingend erforderliche 

Sportgerät zu entnehmen bzw. 

zurückzustellen, ist zulässig. Umkleiden, 

Duschen, mit diesen verbundene WCs und 

sonstige Räumlichkeiten bleiben 

geschlossen. Gesonderte WC-Anlagen 

können geöffnet werden. Wiesen und 

Freiflächen der Sportanlage dürfen 

ausschließlich für die sportliche Betätigung 

genutzt werden.  
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(4) Eine Nutzung nach Absatz 3 ist nur 

zulässig, soweit die betreffende Sportanlage 

nicht bereits nach Absatz 2 vergeben wurde. 

(5) Sollten aufgrund der besonderen 

Beschaffenheit der Sportanlage die 

Beschränkungen des Absatzes 2 oder des 

Absatzes 3 nicht eingehalten werden können 

oder durch die Nutzenden tatsächlich nicht 

eingehalten werden, kann die Sportanlage 

durch die zuständige Stelle ganz oder 

zeitweise gesperrt werden. 

(6) Strand- und Freibäder können ab dem 

25. Mai 2020 geöffnet werden. Die jeweiligen 

Betreiber haben vor der Öffnung mit einem 

Nutzungs- und Hygienekonzept die 

Genehmigung der für Sport zuständigen 

Senatsverwaltung einzuholen, welche bei 

ihrer Entscheidung das örtlich zuständige 

Gesundheitsamt zu beteiligen hat. Soweit 

Bäder an Dritte verpachtet oder zur 

vorrangigen Nutzung überlassen wurden, 

sind diese Dritten Betreiber im Sinne der 

vorstehenden Regelung. 

(7) Der Wettkampfbetrieb in kontaktfreien 

Sportarten im Freien ist ab dem 25. Mai 2020 

zulässig, soweit er im Rahmen eines 

Nutzungs- und Hygienekonzeptes des 

jeweiligen Sportfachverbandes stattfindet, 

welches vorab von der für Sport zuständigen 

Senatsverwaltung genehmigt wurde.  

(8) Von der Untersagung nach Absatz 1 

ausgenommen sind Sportveranstaltungen im 

Profisport, wenn der Austragungsort räumlich 

begrenzt ist, eine Kontrolle des Zugangs zum 

Austragungsort gewährleistet ist und keine 

Zuschauerinnen und Zuschauer zugelassen 

werden. Veranstaltungen nach Satz 1 

bedürfen einer schriftlichen Genehmigung 

der für Sport zuständigen Senatsverwaltung, 

welche bei ihrer Entscheidung das örtlich 

zuständige Gesundheitsamt zu beteiligen hat. 

Die Entscheidung über die Vergabe der 

Sportanlage zur Nutzung für Veranstaltungen 

(4) Eine Nutzung nach Absatz 3 ist nur 

zulässig, soweit die betreffende Sportanlage 

nicht bereits nach Absatz 2 vergeben wurde. 

(5) Sollten aufgrund der besonderen 

Beschaffenheit der Sportanlage die 

Beschränkungen des Absatzes 2 oder des 

Absatzes 3 nicht eingehalten werden können 

oder durch die Nutzenden tatsächlich nicht 

eingehalten werden, kann die Sportanlage 

durch die zuständige Stelle ganz oder 

zeitweise gesperrt werden. 

(6) Strand- und Freibäder können ab dem 

25. Mai 2020 geöffnet werden. Die jeweiligen 

Betreiber haben vor der Öffnung mit einem 

Nutzungs- und Hygienekonzept die 

Genehmigung der für Sport zuständigen 

Senatsverwaltung einzuholen, welche bei 

ihrer Entscheidung das örtlich zuständige 

Gesundheitsamt zu beteiligen hat. Soweit 

Bäder an Dritte verpachtet oder zur 

vorrangigen Nutzung überlassen wurden, 

sind diese Dritten Betreiber im Sinne der 

vorstehenden Regelung. 

(7) Der Wettkampfbetrieb in kontaktfreien 

Sportarten im Freien ist ab dem 25. Mai 2020 

zulässig, soweit er im Rahmen eines 

Nutzungs- und Hygienekonzeptes des 

jeweiligen Sportfachverbandes stattfindet, 

welches vorab von der für Sport zuständigen 

Senatsverwaltung genehmigt wurde.  

(8) Von der Untersagung nach Absatz 1 

ausgenommen sind Sportveranstaltungen im 

Profisport, wenn der Austragungsort räumlich 

begrenzt ist, eine Kontrolle des Zugangs zum 

Austragungsort gewährleistet ist und keine 

Zuschauerinnen und Zuschauer zugelassen 

werden. Veranstaltungen nach Satz 1 

bedürfen einer schriftlichen Genehmigung 

der für Sport zuständigen Senatsverwaltung, 

welche bei ihrer Entscheidung das örtlich 

zuständige Gesundheitsamt zu beteiligen hat. 

Die Entscheidung über die Vergabe der 

Sportanlage zur Nutzung für Veranstaltungen 
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im Sinne der Sätze 1 und 2 obliegt den 

zuständigen Vergabestellen. Die Regelungen 

der Großveranstaltungsverbotsverordnung – 

vom 21. April 2020 in der Fassung vom 

28. April 2020 bleiben unberührt. Die Sätze 1 

bis 4 gelten für Sportveranstaltungen im 

Profisport, welche nicht auf Sportanlagen im 

Sinne des Absatzes 1 stattfinden, 

entsprechend. 

(9) Weitere Ausnahmen von der Untersagung 

nach Absatz 1 können unter Einhaltung der 

Vorgaben in besonders begründeten 

Einzelfällen ausschließlich durch schriftliche 

Genehmigung der für Sport zuständigen 

Senatsverwaltung zugelassen werden. Dies 

gilt insbesondere für  

1. den Trainingsbetrieb von Kaderathletinnen 

und -athleten an Bundesstützpunkten bzw. 

Paralympischen Stützpunkten in 

Vorbereitung auf nationale und 

internationale Wettkämpfe, wenn die 

beantragten Trainingseinheiten für die 

Vorbereitung zwingend erforderlich sind, 

2. den Sportbetrieb mit Tieren, soweit dieser 

im Hinblick auf das Tierwohl zwingend 

erforderlich ist, 

3. den Trainingsbetrieb von Bundesliga-

teams und Profisportlern und –sportlerin-

nen.  

Soweit für die Vergabe der öffentlichen 

Sportanlage vor Inkrafttreten dieser 

Verordnung eine andere Vergabestelle des 

Landes Berlin zuständig war, wird die für 

Sport zuständige Senatsverwaltung diese bei 

der Entscheidung über eine Ausnahme 

beteiligen.  

(10) Regelungen über den Sport als 

Unterrichtsfach der öffentlichen Schulen und 

Schulen in freier Trägerschaft, an 

Einrichtungen der Berufsbildung sowie als 

im Sinne der Sätze 1 und 2 obliegt den 

zuständigen Vergabestellen. Die Regelungen 

der Großveranstaltungsverbotsverordnung – 

vom 21. April 2020 in der Fassung vom 

28. April 2020 bleiben unberührt. Die Sätze 1 

bis 4 gelten für Sportveranstaltungen im 

Profisport, welche nicht auf Sportanlagen im 

Sinne des Absatzes 1 stattfinden, 

entsprechend. 

(9) Weitere Ausnahmen von der Untersagung 

nach Absatz 1 können unter Einhaltung der 

Vorgaben in besonders begründeten 

Einzelfällen ausschließlich durch schriftliche 

Genehmigung der für Sport zuständigen 

Senatsverwaltung zugelassen werden. Dies 

gilt insbesondere für  

1. den Trainingsbetrieb von Kaderathletinnen 

und -athleten an Bundesstützpunkten bzw. 

Paralympischen Stützpunkten in 

Vorbereitung auf nationale und 

internationale Wettkämpfe, wenn die 

beantragten Trainingseinheiten für die 

Vorbereitung zwingend erforderlich sind, 

2. den Sportbetrieb mit Tieren, soweit dieser 

im Hinblick auf das Tierwohl zwingend 

erforderlich ist, 

3. den Trainingsbetrieb von Bundesliga-

teams und Profisportlern und –sportlerin-

nen.  

Soweit für die Vergabe der öffentlichen 

Sportanlage vor Inkrafttreten dieser 

Verordnung eine andere Vergabestelle des 

Landes Berlin zuständig war, wird die für 

Sport zuständige Senatsverwaltung diese bei 

der Entscheidung über eine Ausnahme 

beteiligen.  

(10) Regelungen über den Sport als 

Unterrichtsfach der öffentlichen Schulen und 

Schulen in freier Trägerschaft, an 

Einrichtungen der Berufsbildung sowie als 
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studienbezogener Lehrbetrieb der Hoch-

schulen gehen dieser Regelung vor.  

3. Teil 

Bestimmungen für Krankenhäuser und 

Pflegeheime, für Leistungen der 

Eingliederungshilfe sowie für Leistungen 

nach dem 8. Kapitel des SGB XII  

und ähnliche Einrichtungen 

§ 8 

Allgemeine Regelungen 

In den in diesem 3. Teil genannten 

Einrichtungen sind die einschlägigen 

Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts zum 

Umgang mit der COVID-19-Pandemie in ihrer 

jeweils geltenden Fassung verbindlich zu 

beachten und umzusetzen, soweit in dieser 

Verordnung nichts Abweichendes geregelt 

ist. Die Einrichtungen habe ihren Patientinnen 

und Patienten, Bewohnerinnen und 

Bewohnern sowie Nutzerinnen und Nutzern 

Mund-Nasen-Bedeckung zur Verfügung zu 

stellen. Diese Regelungen gelten auch für 

ambulante Pflegedienste. 

§ 9 

Krankenhäuser 

(1) Krankenhäuser im Sinne des Landes-

krankenhausgesetzes vom 18. September 

2011 (GVBl. S. 483), das zuletzt durch 

Artikel 15 des Gesetzes vom 2. Februar 2018 

(GVBl. S. 160) geändert worden ist, die an der 

Notfallversorgung teilnehmen, sollen, soweit 

medizinisch vertretbar, grundsätzlich 

planbare Aufnahmen, Operationen und 

Eingriffe aussetzen, soweit dadurch 

personelle und sonstige Kapazitäten für die 

Behandlung von Patientinnen und Patienten 

mit COVID-19 oder Verdacht hierauf 

freigesetzt werden können. Die gleiche Pflicht 

studienbezogener Lehrbetrieb der Hoch-

schulen gehen dieser Regelung vor.  

3. Teil 

Bestimmungen für Krankenhäuser und 

Pflegeheime, für Leistungen der 

Eingliederungshilfe sowie für Leistungen 

nach dem 8. Kapitel des SGB XII  

und ähnliche Einrichtungen 

§ 8 

Allgemeine Regelungen 

In den in diesem 3. Teil genannten 

Einrichtungen sind die einschlägigen 

Empfehlungen des Robert-Koch-Instituts zum 

Umgang mit der COVID-19-Pandemie in ihrer 

jeweils geltenden Fassung verbindlich zu 

beachten und umzusetzen, soweit in dieser 

Verordnung nichts Abweichendes geregelt 

ist. Die Einrichtungen habe ihren Patientinnen 

und Patienten, Bewohnerinnen und 

Bewohnern sowie Nutzerinnen und Nutzern 

Mund-Nasen-Bedeckung zur Verfügung zu 

stellen. Diese Regelungen gelten auch für 

ambulante Pflegedienste. 

§ 9 

Krankenhäuser 

(1) Krankenhäuser im Sinne des Landes-

krankenhausgesetzes vom 18. September 

2011 (GVBl. S. 483), das zuletzt durch 

Artikel 15 des Gesetzes vom 2. Februar 2018 

(GVBl. S. 160) geändert worden ist, die an der 

Notfallversorgung teilnehmen, sollen, soweit 

medizinisch vertretbar, grundsätzlich 

planbare Aufnahmen, Operationen und 

Eingriffe aussetzen, soweit dadurch 

personelle und sonstige Kapazitäten für die 

Behandlung von Patientinnen und Patienten 

mit COVID-19 oder Verdacht hierauf 

freigesetzt werden können. Die gleiche Pflicht 
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trifft die übrigen zugelassenen Kranken-

häuser im Berliner Krankenhausplan. Das 

Nähere hierzu bestimmt die für Gesundheit 

zuständige Senatsverwaltung.  

(2) Krankenhäuser nach Absatz 1 haben die 

notwendigen Maßnahmen zu treffen, um ihr 

ärztliches und pflegerisches Personal 

unverzüglich auf dem Gebiet der 

Intensivpflege mit Beatmungseinheiten und 

der Behandlung von Patientinnen und 

Patienten mit COVID-19 oder Verdacht 

hierauf zu schulen.  

(3) Krankenhäuser nach Absatz 1 müssen, 

soweit medizinisch vertretbar, ihre 

personellen und sonstigen Ressourcen 

schwerpunktmäßig für die Behandlung von 

Patientinnen und Patienten mit COVID-19 

oder Verdacht hierauf einsetzen.  

§ 10  

Besuchsregelungen 

(1) Patientinnen und Patienten in 

Krankenhäusern sowie Bewohnerinnen und 

Bewohner von Pflegeheimen (Einrichtungen 

der stationären Lang- und Kurzzeitpflege) 

und besonderen Wohnformen im Sinne des 

Neunten Buchs Sozialgesetzbuch vom 

23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das 

zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 

14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2789) 

geändert worden ist, dürfen täglich von einer 

Person Besuch empfangen; ausgenommen 

sind Menschen mit Atemwegsinfektionen. Im 

Falle einer bestätigten COVID-19 Infektion in 

der Einrichtung kann die Leitung der 

Einrichtung im Rahmen einer Gefährdungs-

abschätzung für die Bewohnerinnen und 

Bewohner, an der das zuständige 

Gesundheitsamt zu beteiligen ist, die 

Besuchsregelung nach Satz 1 einschränken 

oder ein Besuchsverbot festlegen. 

Maßnahmen nach Satz 2 haben sich an den 

einschlägigen Empfehlungen des Robert-

trifft die übrigen zugelassenen Kranken-

häuser im Berliner Krankenhausplan. Das 

Nähere hierzu bestimmt die für Gesundheit 

zuständige Senatsverwaltung.  

(2) Krankenhäuser nach Absatz 1 haben die 

notwendigen Maßnahmen zu treffen, um ihr 

ärztliches und pflegerisches Personal 

unverzüglich auf dem Gebiet der 

Intensivpflege mit Beatmungseinheiten und 

der Behandlung von Patientinnen und 

Patienten mit COVID-19 oder Verdacht 

hierauf zu schulen.  

(3) Krankenhäuser nach Absatz 1 müssen, 

soweit medizinisch vertretbar, ihre 

personellen und sonstigen Ressourcen 

schwerpunktmäßig für die Behandlung von 

Patientinnen und Patienten mit COVID-19 

oder Verdacht hierauf einsetzen.  

§ 10  

Besuchsregelungen 

(1) Patientinnen und Patienten in 

Krankenhäusern sowie Bewohnerinnen und 

Bewohner von Pflegeheimen (Einrichtungen 

der stationären Lang- und Kurzzeitpflege) 

und besonderen Wohnformen im Sinne des 

Neunten Buchs Sozialgesetzbuch vom 

23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das 

zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 

14. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2789) 

geändert worden ist, dürfen täglich von einer 

Person Besuch empfangen; ausgenommen 

sind Menschen mit Atemwegsinfektionen. Im 

Falle einer bestätigten COVID-19 Infektion in 

der Einrichtung kann die Leitung der 

Einrichtung im Rahmen einer Gefährdungs-

abschätzung für die Bewohnerinnen und 

Bewohner, an der das zuständige 

Gesundheitsamt zu beteiligen ist, die 

Besuchsregelung nach Satz 1 einschränken 

oder ein Besuchsverbot festlegen. 

Maßnahmen nach Satz 2 haben sich an den 

einschlägigen Empfehlungen des Robert-
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Koch-Instituts zu orientieren und dürfen nur 

zeitlich befristet erfolgen. Maßnahmen nach 

Satz 2 sind gegenüber der zuständigen 

Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(2) Schwerstkranke und Sterbende 

unterliegen keinen Beschränkungen für den 

Empfang von Besuch.  

(3) Besuche von mit der Seelsorge betrauten 

Personen sind, gegebenenfalls unter 

Auferlegung erforderlicher Verhaltensregeln, 

stets zulässig.  

§ 11 

Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege 

(1) Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege 

im Sinne des Elften Buchs Sozialgesetzbuch 

– Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des 

Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 

1015), das zuletzt durch Artikel 10 des 

Gesetzes vom 22. März 2020 (BGBl. I S. 604) 

geändert worden ist, dürfen vorbehaltlich des 

Absatzes 2 nicht für den Pflegebetrieb 

geöffnet werden.  

(2) Einrichtungen nach Absatz 1 können 

einen eingeschränkten Betrieb für eine Not-

betreuung von Pflegebedürftigen anbieten, 

deren Angehörige eine berufliche Tätigkeit 

ausüben, die für die Aufrechterhaltung des 

öffentlichen Lebens insbesondere im Bereich 

der Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich ist 

oder für solche Fälle in denen eine Betreuung 

pflegefachlich erforderlich ist und nicht 

anderweitig sichergestellt werden kann.  

§ 11a  

Bestimmungen für Leistungen der 

Eingliederungshilfe und für Leistungen nach 

dem 8. Kapitel des SGB XII 

(1) Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen und Tagesförderstätten für 

Koch-Instituts zu orientieren und dürfen nur 

zeitlich befristet erfolgen. Maßnahmen nach 

Satz 2 sind gegenüber der zuständigen 

Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

(2) Schwerstkranke und Sterbende 

unterliegen keinen Beschränkungen für den 

Empfang von Besuch.  

(3) Besuche von mit der Seelsorge betrauten 

Personen sind, gegebenenfalls unter 

Auferlegung erforderlicher Verhaltensregeln, 

stets zulässig.  

§ 11 

Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege 

(1) Einrichtungen der Tages- und Nachtpflege 

im Sinne des Elften Buchs Sozialgesetzbuch 

– Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des 

Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 

1015), das zuletzt durch Artikel 10 des 

Gesetzes vom 22. März 2020 (BGBl. I S. 604) 

geändert worden ist, dürfen vorbehaltlich des 

Absatzes 2 nicht für den Pflegebetrieb 

geöffnet werden.  

(2) Einrichtungen nach Absatz 1 können 

einen eingeschränkten Betrieb für eine Not-

betreuung von Pflegebedürftigen anbieten, 

deren Angehörige eine berufliche Tätigkeit 

ausüben, die für die Aufrechterhaltung des 

öffentlichen Lebens insbesondere im Bereich 

der Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich ist 

oder für solche Fälle in denen eine Betreuung 

pflegefachlich erforderlich ist und nicht 

anderweitig sichergestellt werden kann.  

§ 11a  

Bestimmungen für Leistungen der 

Eingliederungshilfe und für Leistungen nach 

dem 8. Kapitel des SGB XII 

(1) Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen und Tagesförderstätten für 
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Menschen mit Behinderungen (dies umfasst 

die Leistungstypen BFBTS, TSHIV und 

TBTSB) und Angebote anderer Leistungs-

anbieter nach § 60 des Neunten Buchs 

Sozialgesetzbuch dürfen nicht geöffnet 

werden, soweit es sich nicht um eine 

Notbetreuung von Menschen mit 

Behinderungen handelt, 

1. für die es keine andere Betreu-

ungsmöglichkeit gibt (z. B. durch 

Angehörige, in ambulanten oder 

besonderen Wohnformen),  

2. deren Angehörige eine berufliche 

Tätigkeit ausüben, die für die 

Aufrechterhaltung des öffentlichen 

Lebens insbesondere im Bereich der 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich 

ist oder  

3. für die im Einzelfall die Betreuung für 

die Stabilisierung des Gesundheits-

zustandes dringend erforderlich ist.  

Vom Öffnungsverbot des Satz 1 erster 

Halbsatz ausgenommen sind Werkstätten für 

Menschen mit Behinderungen, die im 

Zusammenhang mit medizinischen oder 

pflegerelevanten Produkten Leistungen oder 

Unterstützungsarbeiten erbringen oder 

durchführen; hierzu zählen auch 

Wäschereien. Dasselbe gilt für solche 

Betriebsbereiche von Werkstätten für 

Menschen mit Behinderungen, die der 

Versorgung mit Speisen in medizinischen 

oder pflegerelevanten Einrichtungen dienen. 

Die Träger, die die Notbetreuung nach Satz 1 

zweiter Halbsatz durchführen und die Träger 

der Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die vom Öffnungsverbot des 

Satz 1 erster Halbsatz nach Satz 2 und 3 

ausgenommen sind, haben in allen Fällen 

durch geeignete Maßnahmen sicher-

zustellen, dass Abstands- und Hygieneregeln 

Menschen mit Behinderungen (dies umfasst 

die Leistungstypen BFBTS, TSHIV und 

TBTSB) und Angebote anderer Leistungs-

anbieter nach § 60 des Neunten Buchs 

Sozialgesetzbuch dürfen nicht geöffnet 

werden, soweit es sich nicht um eine 

Notbetreuung von Menschen mit 

Behinderungen handelt, 

1. für die es keine andere Betreu-

ungsmöglichkeit gibt (z. B. durch 

Angehörige, in ambulanten oder 

besonderen Wohnformen),  

2. deren Angehörige eine berufliche 

Tätigkeit ausüben, die für die 

Aufrechterhaltung des öffentlichen 

Lebens insbesondere im Bereich der 

Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich 

ist oder  

3. für die im Einzelfall die Betreuung für 

die Stabilisierung des Gesundheits-

zustandes dringend erforderlich ist.  

Vom Öffnungsverbot des Satz 1 erster 

Halbsatz ausgenommen sind Werkstätten für 

Menschen mit Behinderungen, die im 

Zusammenhang mit medizinischen oder 

pflegerelevanten Produkten Leistungen oder 

Unterstützungsarbeiten erbringen oder 

durchführen; hierzu zählen auch 

Wäschereien. Dasselbe gilt für solche 

Betriebsbereiche von Werkstätten für 

Menschen mit Behinderungen, die der 

Versorgung mit Speisen in medizinischen 

oder pflegerelevanten Einrichtungen dienen. 

Die Träger, die die Notbetreuung nach Satz 1 

zweiter Halbsatz durchführen und die Träger 

der Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen, die vom Öffnungsverbot des 

Satz 1 erster Halbsatz nach Satz 2 und 3 

ausgenommen sind, haben in allen Fällen 

durch geeignete Maßnahmen sicher-

zustellen, dass Abstands- und Hygieneregeln 
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nach § 2 Absatz 1 eingehalten und Nah-

kontakte so weit wie möglich verhindert 

werden.  

(2) Die Beschäftigung und Betreuung von 

Leistungsberechtigten in Werkstätten für 

Menschen mit Behinderungen ist unter 

Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 ab dem 18. Mai 2020 über Absatz 1 

hinaus gestattet, wenn 

1. die Zahl der gleichzeitig genutzten Arbeits- 

und Betreuungsplätze einschließlich der 

bereits nach Absatz 1 genutzten auf 35 

Prozent der am 17. März 2020 in einer 

Werkstatt vorhandenen Plätze beschränkt 

ist, 

2. die Menschen mit Behinderung einer 

Wiederaufnahme der Beschäftigung und 

Betreuung zugestimmt haben und 

3. ein mit der jeweiligen Betriebsärztin oder 

dem jeweiligen Betriebsarzt abgestimmtes 

Infektionsschutzkonzept des Trägers für 

den Betrieb der Werkstatt vorliegt. 

(3) Leistungserbringer mit Vereinbarungen 

nach § 123 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch 

oder § 75 Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch – 

Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 

27. Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), 

das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes 

vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 575) geändert 

worden ist, sind zur Abwendung von 

Gefahren für Mitarbeitende und Leistungs-

berechtigte befugt, das Personal abweichend 

von den Leistungsvereinbarungen ein-

zusetzen. Die Grundversorgung der 

Leistungsberechtigten ist sicherzustellen. 

Durch eine erhebliche Reduzierung des 

Betreuungsumfangs in einzelnen Leistungs-

angeboten freiwerdendes Personal ist von 

den Leistungserbringern in anderen 
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Angeboten zum Einsatz zu bringen, um dort 

die Versorgung sicherzustellen.  

4. Teil 

Bestimmungen für Schulen und 

Bildungseinrichtungen nach dem 

Schulgesetz und für Tageseinrichtungen und 

Angebote der Kindertagespflege  

nach dem Kindertagesförderungsgesetz 

§ 12 

Schulen und Bildungseinrichtungen nach 

dem Schulgesetz, Tageseinrichtungen und 

Angebote der Kindertagespflege nach dem 

Kindertagesförderungsgesetz 

(1) Öffentliche Schulen und Schulen in freier 

Trägerschaft einschließlich der Einrichtungen 

des Zweiten Bildungsweges im Sinne des 

Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. 

S. 26), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 9. April 2019 (GVBl. S. 255) 

geändert worden ist, dürfen unter Einhaltung 

des Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Einhaltung der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 für den Lehrbetrieb geöffnet 

werden. Näheres hierzu bestimmt die für das 

Schulwesen zuständige Senatsverwaltung 

unter Berücksichtigung der Ergebnisse einer 

länderübergreifenden Abstimmung, ins-

besondere die abgestufte Öffnung nach 

Schularten, Schulstufen, Jahrgangsstufen 

und Bildungsgängen sowie die Zulässigkeit 

von schulischen Veranstaltungen, die 

außerhalb von Schulen stattfinden. Angebote 

der ergänzenden Förderung und Betreuung 

finden nicht statt. Schülerfahrten sind 

untersagt.  

(2) Prüfungen dürfen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 

durchgeführt werden.  
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des Mindestabstands von 1,5 Metern und der 
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werden. Näheres hierzu bestimmt die für das 

Schulwesen zuständige Senatsverwaltung 

unter Berücksichtigung der Ergebnisse einer 

länderübergreifenden Abstimmung, ins-

besondere die abgestufte Öffnung nach 

Schularten, Schulstufen, Jahrgangsstufen 

und Bildungsgängen sowie die Zulässigkeit 

von schulischen Veranstaltungen, die 

außerhalb von Schulen stattfinden. Angebote 

der ergänzenden Förderung und Betreuung 

finden nicht statt. Schülerfahrten sind 

untersagt.  

(2) Prüfungen dürfen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 durch-

geführt werden.  
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(3) Freie Einrichtungen im Sinne des 

Schulgesetzes dürfen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 ab dem 

11. Mai 2020 für den Unterrichts- und 

Erziehungsbetrieb geöffnet werden. Musik-

schulen und Jugendkunstschulen dürfen für 

den Individualunterricht und den Unterricht in 

Gruppen bis zu fünf Personen ab dem 11. Mai 

2020 geöffnet werden. Gesangsunterricht 

und Unterricht mit Blasinstrumenten darf nur 

als Einzelunterricht erfolgen. Dafür und für 

den Unterricht im Bereich der Darstellenden 

Kunst sind besondere Schutzvorkehrungen 

zu treffen. Unterrichtsangebote, die das 

Sporttreiben beinhalten, sind nicht 

zugelassen. 

(4) Gartenarbeitsschulen und Jugendver-

kehrsschulen dürfen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 ab dem 

11. Mai 2020 geöffnet werden. 

(5) Die Volkshochschulen bleiben bis zum 

31. Mai 2020 für den Publikumsverkehr 

geschlossen. Der Anmeldebetrieb ist ab dem 

1. Juni 2020 unter Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 zulässig. 

Die Aufnahme von Kursen im Präsenzbetrieb 

kann ab dem 1. Juli 2020 erfolgen. 

(6) Sonstige Bildungsangebote für 

Erwachsene einzeln oder in Gruppen, die 

nicht unter § 13 fallen, sind unter Einhaltung 

des Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 ab dem 

11. Mai 2020 gestattet. Bildungsangebote, 

die das gemeinsame Sporttreiben sowie die 

gemeinsame Zubereitung oder den 

gemeinsamen Verzehr von Lebensmitteln 

beinhalten, sind nicht zugelassen. 

(7) Tageseinrichtungen und Angebote der 

Kindertagespflege im Sinne des Kindertages-

förderungsgesetzes vom 23. Juni 2005 

(3) Freie Einrichtungen im Sinne des 

Schulgesetzes dürfen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 ab dem 

11. Mai 2020 für den Unterrichts- und 

Erziehungsbetrieb geöffnet werden. Musik-

schulen und Jugendkunstschulen dürfen für 

den Individualunterricht und den Unterricht in 

Gruppen bis zu fünf Personen ab dem 11. Mai 

2020 geöffnet werden. Gesangsunterricht 
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als Einzelunterricht erfolgen. Dafür und für 

den Unterricht im Bereich der Darstellenden 

Kunst sind besondere Schutzvorkehrungen 

zu treffen. Unterrichtsangebote, die das 

Sporttreiben beinhalten, sind nicht 

zugelassen. 

(4) Gartenarbeitsschulen und Jugendver-

kehrsschulen dürfen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 ab dem 

11. Mai 2020 geöffnet werden. 

(5) Die Volkshochschulen bleiben bis zum 

31. Mai 2020 für den Publikumsverkehr 

geschlossen. Der Anmeldebetrieb ist ab dem 

1. Juni 2020 unter Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 zulässig. 

Die Aufnahme von Kursen im Präsenzbetrieb 

kann ab dem 1. Juli 2020 erfolgen. 

(6) Sonstige Bildungsangebote für 

Erwachsene einzeln oder in Gruppen, die 

nicht unter § 13 fallen, sind unter Einhaltung 

des Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 ab dem 
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Kindertagespflege im Sinne des Kindertages-

förderungsgesetzes vom 23. Juni 2005 
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(GVBl. S. 322), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GVBl. 

S. 702) geändert worden ist, sind im Rahmen 

der Vorgaben nach Absatz 8 eingeschränkt 

geöffnet.  

(8) Einrichtungen der in Absatz 1 

bezeichneten Art können einen ein-

geschränkten Betrieb für eine Notbetreuung 

vorrangig von Kindern von Eltern anbieten, 

deren berufliche Tätigkeit für die 

Aufrechterhaltung und Wiederaufnahme des 

öffentlichen Lebens insbesondere im Bereich 

der Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich ist. 

Über die Auswahl der Einrichtungen und die 

zur Inanspruchnahme der Notbetreuung 

Berechtigten entscheidet die für das 

Schulwesen zuständige Senatsverwaltung. 

Im Bereich der Tageseinrichtungen und der 

Angebote der Kindertagespflege wird der 

Betreuungsbetrieb stufenweise wieder-

aufgenommen. Dafür wird unter Berück-

sichtigung der epidemiologischen Situation 

im Land Berlin über das bisherige Angebot im 

Rahmen der Notbetreuung hinaus die Gruppe 

der Kinder, die betreut werden können, 

erweitert. Dies umfasst insbesondere 

jahrgangsbezogene Gruppen und die Gruppe 

der Alleinerziehenden; Näheres hierzu regelt 

die für Jugend und Familie zuständige 

Senatsverwaltung.  

(9) Die für die Vergabe des Schul-

mittagessens erforderlichen Testver-

kostungen dürfen durchgeführt werden.  

(10) Eine private, insbesondere nachbar-

schaftlich organisierte Kinderbetreuung ist für 

Kinder aus bis zu drei Haushalten zulässig. 

Hierbei ist zu beachten, dass sich stets nur 

die gleichen Kinder treffen und nur Sorge-

berechtigte die Betreuung übernehmen. 

§ 43 SGB VIII bleibt unberührt. 

(11) Einrichtungen der Fort- und 

Weiterbildung im Bereich der Kinder- und 

(GVBl. S. 322), das zuletzt durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 19. Dezember 2017 (GVBl. 

S. 702) geändert worden ist, sind im Rahmen 

der Vorgaben nach Absatz 8 eingeschränkt 

geöffnet.  

(8) Einrichtungen der in Absatz 1 

bezeichneten Art können einen ein-

geschränkten Betrieb für eine Notbetreuung 

vorrangig von Kindern von Eltern anbieten, 

deren berufliche Tätigkeit für die 

Aufrechterhaltung und Wiederaufnahme des 

öffentlichen Lebens insbesondere im Bereich 

der Gesundheit, Pflege, der öffentlichen 

Sicherheit und Versorgung erforderlich ist. 

Über die Auswahl der Einrichtungen und die 

zur Inanspruchnahme der Notbetreuung 
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Schulwesen zuständige Senatsverwaltung. 

Im Bereich der Tageseinrichtungen und der 

Angebote der Kindertagespflege wird der 

Betreuungsbetrieb stufenweise wieder-

aufgenommen. Dafür wird unter Berück-
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der Kinder, die betreut werden können, 

erweitert. Dies umfasst insbesondere 
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essens erforderlichen Testverkostungen 
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(10) Eine private, insbesondere nachbar-

schaftlich organisierte Kinderbetreuung ist für 

Kinder aus bis zu drei Haushalten zulässig. 
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berechtigte die Betreuung übernehmen. 

§ 43 SGB VIII bleibt unberührt. 

(11) Einrichtungen der Fort- und Weiter-

bildung im Bereich der Kinder- und 
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Jugendhilfe sowie der Aus-, Fort- und 

Weiterbildung von Lehrkräften dürfen unter 

Einhaltung der Hygieneregelungen nach § 2 

geöffnet werden. Näheres bestimmt im 

Hinblick auf Einrichtungen im Bereich der 

Kinder- und Jugendhilfe die für Jugend und 

Familie zuständige Senatsverwaltung, im 

Bereich der Lehrkräftebildung die für das 

Schulwesen zuständige Senatsverwaltung. 

Für die Lehrkräfteausbildung an Universitäten 

gilt der 5. Teil dieser Verordnung.  

§ 13  

Gesundheits- und Pflegefachschulen und 

sonstige Einrichtungen der Berufsbildung 

(1) Gesundheits- und Pflegefachschulen 

sowie sonstige Einrichtungen der 

Berufsbildung dürfen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 für den 

Lehrbetrieb geöffnet werden. Näheres 

bestimmen die jeweils zuständigen 

Senatsverwaltungen.  

(2) Prüfungen dürfen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 

durchgeführt werden.  

5. Teil 

Bestimmungen für Einrichtungen im Bereich 

Wissenschaft und Forschung 

§ 14  

Hochschulen 

(1) Staatliche, private und konfessionelle 

Hochschulen einschließlich ihrer 

Einrichtungen dürfen nicht für den 

Präsenzlehrbetrieb und nicht für den 

Publikumsverkehr geöffnet werden.  
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(2) Hochschulen können den Zugang für den 

Forschungsbetrieb in Wahrnehmung ihres 

Haus- und Direktionsrechts gestatten, soweit 

die Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 sichergestellt ist.  

(3) Hochschulen können den Zugang für den 

Verwaltungsbetrieb in Wahrnehmung ihres 

Haus- und Direktionsrechts in begründeten 

Fällen gestatten, soweit die Verwaltungs-

tätigkeiten eine Anwesenheit vor Ort 

erfordern und die Beachtung der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 sichergestellt wird. 

(4) Präsenzprüfungen, einschließlich 

Zugangs- und Sprachprüfungen, können 

unter Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 zugelassen werden, wenn diese 

nicht durch den Einsatz elektronischer 

Informations- und Kommunikations-

technologien ersetzt werden können. 

(5) Praxisformate, die insbesondere spezielle 

Labor- oder Arbeitsräume an den 

Hochschulen erfordern, können in 

begründeten Fällen unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 

durchgeführt werden.  

§ 15 

Bibliotheken 

Wissenschaftliche Bibliotheken dürfen unter 

Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 für den Leihbetrieb geöffnet werden.  

§ 16 

Botanischer Garten 

Die Außenanlagen des Botanischen Gartens 

dürfen unter Einhaltung des Mindestabstands 

(2) Hochschulen können den Zugang für den 

Forschungsbetrieb in Wahrnehmung ihres 

Haus- und Direktionsrechts gestatten, soweit 

die Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 sichergestellt ist.  
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erfordern und die Beachtung der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 sichergestellt wird. 
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gangs- und Sprachprüfungen, können unter 

Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 zugelassen werden, wenn diese 

nicht durch den Einsatz elektronischer 

Informations- und Kommunikationstechno-

logien ersetzt werden können. 

(5) Praxisformate, die insbesondere spezielle 

Labor- oder Arbeitsräume an den Hoch-

schulen erfordern, können in begründeten 

Fällen unter Einhaltung des Mindestabstands 

von 1,5 Metern und der Hygieneregeln nach 

§ 2 Absatz 1 durchgeführt werden.  

§ 15 

Bibliotheken 

Wissenschaftliche Bibliotheken dürfen unter 

Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 für den Leihbetrieb geöffnet werden.  

§ 16 

Botanischer Garten 

Die Außenanlagen des Botanischen Gartens 

dürfen unter Einhaltung des Mindestabstands 
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von 1,5 Metern und der Hygieneregeln nach 

§ 2 Absatz 1 geöffnet werden.  

§ 17 

Mensen 

Mensen des Studierendenwerkes dürfen 

nicht geöffnet werden.  

§ 18  

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 

Beim Zugang zu Instituten und Einrichtungen 

der außeruniversitären Forschung ist die 

Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 sicherzustellen. 

6. Teil 

Quarantänemaßnahmen 

§ 19  

Häusliche Quarantäne für Ein- und 

Rückreisende, Beobachtung 

(1) Personen, die auf dem Land-, See- oder 

Luftweg aus einem Staat außerhalb der 

Bundesrepublik Deutschland in das Land 

Berlin einreisen, sind verpflichtet, sich 

unverzüglich nach der Einreise auf direktem 

Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine 

andere geeignete Unterkunft zu begeben und 

sich für einen Zeitraum von 14 Tagen nach 

ihrer Einreise ständig dort abzusondern; dies 

gilt auch für Personen, die zunächst in ein 

anderes Land der Bundesrepublik 

Deutschland eingereist sind. Den in Satz 1 

genannten Personen ist es in diesem 

Zeitraum nicht gestattet, Besuch von 

von 1,5 Metern und der Hygieneregeln nach 

§ 2 Absatz 1 geöffnet werden.  

§ 17 

Mensen 

Mensen des Studierendenwerkes dürfen 

nicht geöffnet werden.  

§ 18  

Außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 

Beim Zugang zu Instituten und Einrichtungen 

der außeruniversitären Forschung ist die 

Einhaltung des Mindestabstands von 

1,5 Metern und der Hygieneregeln nach § 2 

Absatz 1 sicherzustellen. 

6. Teil 

Quarantänemaßnahmen 

§ 19  

Häusliche Quarantäne für Ein- und 

Rückreisende, Beobachtung 

(1) Personen, die auf dem Land-, See-, oder 

Luftweg aus einem Staat außerhalb der 

Staatengruppe nach Absatz 4 in das Land 

Berlin einreisen, sind verpflichtet, sich un-

verzüglich nach der Einreise auf direktem 

Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine 

andere geeignete Unterkunft zu begeben und 

sich für einen Zeitraum von 14 Tagen nach 

ihrer Einreise ständig dort abzusondern; dies 

gilt auch für Personen, die zunächst in ein 

anderes Land der Bundesrepublik Deutsch-

land oder in einen anderen Staat der Staaten-

gruppe nach Absatz 4 eingereist sind. Den in 

Satz 1 genannten Personen ist es in diesem 

Zeitraum nicht gestattet, Besuch von 

Personen zu empfangen, die nicht ihrem 

Hausstand angehören. 
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Personen zu empfangen, die nicht ihrem 

Hausstand angehören.  

 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten 

Personen sind verpflichtet, unverzüglich das 

für sie zuständige Gesundheitsamt zu 

kontaktieren und auf das Vorliegen der 

Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 

hinzuweisen. Die in Absatz 1 Satz 1 erfassten 

Personen sind ferner verpflichtet, beim 

Auftreten von Krankheitssymptomen das für 

sie zuständige Gesundheitsamt hierüber 

unverzüglich zu informieren.  

(3) Für die Zeit der Absonderung nach 

Absatz 1 Satz 1 unterliegen die dort 

genannten Personen der Beobachtung durch 

das Gesundheitsamt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 20  

Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 

(1) Nicht erfasst von § 19 Absatz 1 Satz 1 

sind Personen,  

1.  die beruflich bedingt grenzüber-

schreitend andere Personen, Waren 

und Güter auf der Straße, der Schiene, 

per Schiff oder per Flugzeug trans-

portieren,  

(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten 

Personen sind verpflichtet, unverzüglich das 

für sie zuständige Gesundheitsamt zu 

kontaktieren und auf das Vorliegen der 

Verpflichtungen nach Absatz 1 hinzuweisen. 

Die in Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen 

sind ferner verpflichtet, beim Auftreten von 

Krankheitssymptomen das zuständige 

Gesundheitsamt hierüber unverzüglich zu 

informieren. 

(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen 

die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen 

der Beobachtung durch das zuständige 

Gesundheitsamt. 

(4) Staatengruppe im Sinne der Absätze 1 bis 

3 sind die Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union sowie Island, das Fürstentum Liechten-

stein, Norwegen, die Schweiz und das Ver-

einigte Königreich von Großbritannien und 

Nordirland. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend 

für Personen, die aus einem Staat innerhalb 

der Staatengruppe nach Absatz 4 einreisen, 

der laut Veröffentlichung des Robert-Koch-

Instituts nach den statistischen Aus-

wertungen und Veröffentlichungen des 

European Center for Disease Prevention and 

Control (ECDC) insgesamt eine 

Neuinfiziertenzahl von mehr als 50 Fällen pro 

100 000 Einwohnerinnen und Einwohnern 

innerhalb der letzten sieben Tage aufweist. 

§ 20  

Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 

(1) Von § 19 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst 

sind Personen  

1. die beruflich bedingt grenzüberschreitend 

Personen, Waren und Güter auf der 

Straße, der Schiene, per Schiff oder per 

Flugzeug transportieren,  
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2.  deren Tätigkeit für die Aufrechter-

haltung 

a) der Funktionsfähigkeit des Gesund-

heitswesens einschließlich Pflege-

einrichtungen, und von weiteren 

kritischen Infrastrukturen, 

b) der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung, 

c) der Pflege diplomatischer und 

konsularischer Beziehungen, 

d) der Funktionsfähigkeit des Rechts-

wesens, 

e) der Funktionsfähigkeit von Volks-

vertretung, Regierung und Ver-

waltung des Bundes, der Länder und 

der Kommunen oder 

f) der Funktionsfähigkeit der Organe 

der Europäischen Union und inter-

nationaler Organisationen  

zwingend notwendig ist. Die zwingende 

Notwendigkeit ist durch den Dienst-

herrn oder Arbeitgeber zu prüfen und 

schriftlich zu bescheinigen; diese 

Bescheinigung ist mitzuführen,  

3.  die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von 

Luft-, Schiffs, Bahn- oder Busverkehrs-

unternehmen oder als Besatzung von 

Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und 

Bussen außerhalb des Bundesgebiets 

aufgehalten haben,  

4.  die regelmäßig die Bundesgrenze 

zwischen Wohnort und Arbeitsstätte 

überqueren (Ein- und Auspendler) oder 

für bis zu fünf Tage zwingend not-

wendig und unaufschiebbar beruflich 

veranlasst in das Bundesgebiet ein-

reisen oder  

5.  die sich weniger als 48 Stunden im 

Ausland aufgehalten haben oder 

Personen, die einen sonstigen triftigen 

2. deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung  

a) der Funktionsfähigkeit des Gesund-

heitswesens, einschließlich Pflege-

einrichtungen, und von weiteren 

kritischen Infrastrukturen, 

b) der öffentlichen Sicherheit und 

Ordnung,  

c) der Pflege diplomatischer und 

konsularischer Beziehungen, 

d) der Funktionsfähigkeit des Rechts-

wesens, 

e) der Funktionsfähigkeit von Volks-

vertretung, Regierung und Ver-

waltung des Bundes, der Länder und 

der Kommunen, oder 

f) der Funktionsfähigkeit der Organe 

der Europäischen Union und inter-

nationaler Organisationen  

zwingend notwendig ist; die zwingende 

Notwendigkeit ist durch den Dienst-

herrn oder Arbeitgeber zu prüfen und zu 

bescheinigen oder 

3. die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Luft-, 

Schiffs-, Bahn-, oder Busverkehrsunter-

nehmen oder als Besatzung von Flug-

zeugen, Schiffen, Bahnen oder Bussen 

außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten 

haben. 

Über Satz 1 hinaus kann das zuständige 

Gesundheitsamt in begründeten Einzelfällen 

auf Antrag weitere Befreiungen erteilen. In 

besonders dringenden Einzelfällen kann die 

für Gesundheit zuständige Senatsverwaltung 

die Befreiung nach Satz 2 erteilen; das 

zuständige Gesundheitsamt wird darüber 

informiert. 
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Reisegrund haben; hierzu zählen 

insbesondere soziale Aspekte wie etwa 

ein geteiltes Sorgerecht, der Besuch 

des nicht im gleichen Hausstand 

wohnenden Lebenspartners, dringende 

medizinische Behandlungen oder 

Beistand oder Pflege schutzbedürftiger 

Personen.  

Im Übrigen kann das zuständige 

Gesundheitsamt in begründeten Einzelfällen 

auf Antrag weitere Befreiungen erteilen.  

(2) § 19 gilt auch nicht für Personen, die zum 

Zweck einer mindestens dreiwöchigen 

Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet 

einreisen (Saisonarbeitskräfte), wenn am Ort 

ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den 

ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise gruppen-

bezogen betriebliche Hygienemaßnahmen 

und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung 

außerhalb der Arbeitsgruppe ergriffen 

werden, die einer Absonderung nach § 19 

Absatz 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das 

Verlassen der Unterbringung nur zur 

Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist. Der 

Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme vor 

ihrem Beginn beim zuständigen Gesund-

heitsamt an und dokumentiert die ergriffenen 

Maßnahmen nach Satz 1. Dieses hat die 

Einhaltung der Voraussetzungen nach Satz 1 

zu überprüfen.  

(3) § 19 gilt nicht für Angehörige der 

Streitkräfte und Polizeivollzugsbeamte, die 

aus dem Einsatz und aus einsatzgleichen 

Verpflichtungen im Ausland zurückkehren.  

(4) § 19 gilt darüber hinaus nicht für 

Personen, die nur zur Durchreise in das Land 

Berlin einreisen; diese haben das Gebiet des 

Landes Berlin auf unmittelbarem Weg zu 

verlassen. Die hierfür erforderliche Durch-

reise durch das Gebiet des Landes Berlin ist 

hierbei gestattet.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) § 19 gilt nicht für Personen, die zum 

Zweck einer mindestens dreiwöchigen 

Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet 

einreisen (Saisonarbeitskräfte), wenn am Ort 

ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den 

ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise gruppen-

bezogen betriebliche Hygienemaßnahmen 

und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung 

außerhalb der Arbeitsgruppe ergriffen 

werden, die einer Absonderung nach § 19 

Absatz 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das 

Verlassen der Unterbringung nur zur 

Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist. Der 

Arbeitgeber zeigt die Arbeitsaufnahme vor 

ihrem Beginn beim zuständigen Gesundheits-

amt an und dokumentiert die ergriffenen 

Maßnahmen nach Satz 1. Dieses hat die 

Einhaltung der Voraussetzungen nach Satz 1 

zu überprüfen.  

(3) § 19 gilt nicht für Angehörige der 

Streitkräfte und Polizeivollzugsbeamtinnen 

und Polizeivollzugsbeamte, die aus dem 

Einsatz und aus einsatzgleichen 

Verpflichtungen im Ausland zurückkehren.  

(4) § 19 gilt nicht für Personen, die aus 

Staaten einreisen, für welche aufgrund 

belastbarer epidemiologischer Erkenntnisse 

durch das Robert Koch-Institut festgestellt 

wurde, dass das dortige Infektionsgeschehen 

eine Ansteckungsgefahr für den Einzelnen 

als gering erscheinen lässt. 
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(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nur, soweit die 

dort bezeichneten Personen keine Symptome 

aufweisen, die auf eine Erkrankung mit 

COVID-19 im Sinne der dafür jeweils 

aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts 

hinweisen. 

(6) § 19 Absatz 2 gilt nicht für Personen, die 

sich nach ihrer Einreise in das Land Berlin 

unmittelbar in staatlicher Unterbringung 

befinden. Die Unterbringung in behördlicher 

Betreuung hat unter Einhaltung des 

Mindestabstands von 1,5 Metern und der 

Hygieneregeln nach § 2 Absatz 1 und der 

Vorgaben der für Gesundheit zuständigen 

Senatsverwaltung und des jeweils 

zuständigen Gesundheitsamtes zu erfolgen. 

Diese Regelung gilt nur, soweit die 

Verpflichtungen nach § 19 Absatz 2 durch 

eine andere Stelle wahrgenommen werden. 

 

 

 

 

§ 21  

Datenübermittlung 

Das für den Bezirk Reinickendorf zuständige 

Gesundheitsamt übermittelt zur Sicher-

stellung der Überwachung der häuslichen 

Quarantäne nach § 19 Absatz 1 Satz 1 die 

erforderlichen personenbezogenen Daten 

derjenigen Rückkehrenden im Sinn von § 19 

Absatz 1 Satz 1, die auf dem Luftweg am 

Flughafen Berlin-Tegel „Otto Lilienthal“ in das 

Stadtgebiet von Berlin einreisen, an das für 

den Wohnort der betroffenen Person 

zuständige Gesundheitsamt. Zu diesem 

Zweck fordert das für den Bezirk 

Reinickendorf zuständige Gesundheitsamt 

die Luftfahrtunternehmen auf, die bei ihnen 

(5) § 19 gilt nicht für Personen, die nur zur 

Durchreise in die Bundesrepublik Deutsch-

land oder in das Land Berlin einreisen; diese 

haben das Gebiet des Landes Berlin auf 

direktem Weg zu verlassen. Die hierfür 

erforderliche Durchreise durch das Gebiet 

des Landes Berlin ist hierbei gestattet. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, soweit die 

dort bezeichneten Personen keine Symptome 

aufweisen, die auf eine Erkrankung mit 

COVID-19 im Sinne der dafür jeweils 

aktuellen Kriterien des Robert-Koch-Instituts 

hinweisen.  

(7) § 19 Absatz 2 gilt nicht für Personen, die 

sich nach ihrer Einreise in das Land Berlin 

unmittelbar in staatlicher Unterbringung 

befinden. Die Unterbringung in behördlicher 

Betreuung hat unter Einhaltung des Mindest-

abstands von 1,5 Metern und der Hygiene-

regeln nach § 2 Absatz 1 und der Vorgaben 

der für Gesundheit zuständigen Senatsver-

waltung und des jeweils zuständigen 

Gesundheitsamtes zu erfolgen. Diese 

Regelung gilt nur, soweit die Verpflichtungen 

nach § 19 Absatz 2 durch eine andere Stelle 

wahrgenommen werden. 

§ 21  

Datenübermittlung 

Das für den Bezirk Reinickendorf zuständige 

Gesundheitsamt übermittelt zur Sicher-

stellung der Überwachung der häuslichen 

Quarantäne nach § 19 Absatz 1 Satz 1 die 

erforderlichen personenbezogenen Daten 

derjenigen Rückkehrenden im Sinn von § 19 

Absatz 1 Satz 1, die auf dem Luftweg am 

Flughafen Berlin-Tegel „Otto Lilienthal“ in das 

Stadtgebiet von Berlin einreisen, an das für 

den Wohnort der betroffenen Person 

zuständige Gesundheitsamt. Zu diesem 

Zweck fordert das für den Bezirk 

Reinickendorf zuständige Gesundheitsamt 

die Luftfahrtunternehmen auf, die bei ihnen 



 

 

36 

vorhandenen personenbezogenen Daten zu 

den in Satz 1 genannten Personen 

unverzüglich zur Verfügung zu stellen.  

§ 22  

Weitergeltung des Infektionsschutzgesetzes 

Die Regelungen des Infektionsschutz-

gesetzes bleiben im Übrigen unberührt. Das 

Gesundheitsamt ist insbesondere befugt, die 

Absonderung nach § 19 Absatz 1 Satz 1 im 

Einzelfall vorzeitig zu beenden.  

7. Teil 

Schlussvorschriften 

§ 23  

Einschränkung von Grundrechten 

Durch diese Verordnung werden die 

Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 

Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der 

Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des 

Grundgesetzes), der Unverletzlichkeit der 

Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 

und der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 

Absatz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.  

§ 24  

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a 

Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die in 

dieser Verordnung in §§ 1 bis 8 und 10 bis 19, 

enthaltenen Gebote und Verbote nicht 

beachtet. Ordnungswidrigkeiten können mit 

einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet 

werden.  

vorhandenen personenbezogenen Daten zu 

den in Satz 1 genannten Personen 

unverzüglich zur Verfügung zu stellen.  

§ 22  

Weitergeltung des Infektionsschutzgesetzes 

Die Regelungen des Infektionsschutz-

gesetzes bleiben im Übrigen unberührt. Das 

Gesundheitsamt ist insbesondere befugt, die 

Absonderung nach § 19 Absatz 1 Satz 1 im 

Einzelfall vorzeitig zu beenden. 

7. Teil 

Schlussvorschriften 

§ 23  

Einschränkung von Grundrechten 

Durch diese Verordnung werden die 

Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 

Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der 

Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des 

Grundgesetzes), der Unverletzlichkeit der 

Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 

und der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 

Absatz 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.  

§ 24  

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a 

Nummer 24 des Infektionsschutzgesetzes 

handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die in 

dieser Verordnung in §§ 1 bis 8 und 10 bis 19, 

enthaltenen Gebote und Verbote nicht 

beachtet. Ordnungswidrigkeiten können mit 

einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet 

werden.  
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§ 25 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten; Evaluation 

(1) Diese Verordnung tritt am 23. März 2020 

in Kraft; sie tritt mit Ablauf des 5. Juni 2020 

außer Kraft. 

(2) Der Verordnungsgeber wird fortlaufend 

evaluieren, ob die Voraussetzungen zur Auf-

rechterhaltung dieser Grundrechtsein-

schränkungen weiter Bestand haben.  

(3) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die 

SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmen-

verordnung vom 17. März 2020, die gemäß 

§ 2 Absatz 1 des Gesetzes über die 

Verkündung von Gesetzen und Rechtsver-

ordnungen am 17. März 2020 verkündet 

wurde, zuletzt geändert durch die Verordnung 

vom 21. März 2020, die ebenfalls gemäß § 2 

Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung 

von Gesetzen und Rechtsverordnungen am 

21. März 2020 verkündet wurde, außer Kraft.  

§ 25 

Inkrafttreten; Außerkrafttreten; Evaluation 

(1) Diese Verordnung tritt am 23. März 2020 

in Kraft; sie tritt mit Ablauf des 5. Juni 2020 

außer Kraft. 

(2) Der Verordnungsgeber wird fortlaufend 

evaluieren, ob die Voraussetzungen zur Auf-

rechterhaltung dieser Grundrechtsein-

schränkungen weiter Bestand haben.  

(3) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die 

SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmen-

verordnung vom 17. März 2020, die gemäß 

§ 2 Absatz 1 des Gesetzes über die 

Verkündung von Gesetzen und Rechtsver-

ordnungen am 17. März 2020 verkündet 

wurde, zuletzt geändert durch die Verordnung 

vom 21. März 2020, die ebenfalls gemäß § 2 

Absatz 1 des Gesetzes über die Verkündung 

von Gesetzen und Rechtsverordnungen am 

21. März 2020 verkündet wurde, außer Kraft. 

 
 



 

 

II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften 

§ 32 

Erlass von Rechtsverordnungen 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für 

Maßnahmen nach den §§ 28 bis 31 maßgebend sind, auch durch 

Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung 

übertragbarer Krankheiten zu erlassen. Die Landesregierungen können die 

Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Die 

Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz), der 

Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 Grundgesetz), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 

Grundgesetz), der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) 

und des Brief- und Postgeheimnisses (Artikel 10 Grundgesetz) können insoweit 

eingeschränkt werden. 

 


